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Den Frieden schützen
Gerhard Stoltenberg
Zu Beginn der letzten Dekade dieses Jahrhunderts steht Europa an einem

/ sndepiinkt seiner Geschichte. Mit der Auflösung des Ost-West-Gegensatzes
sonnten die Teilung des Kontinents und Deutschlands überwunden werden, der
Eiserne Vorhang ist zu unserer Freude und Erleichterung verschwunden. Es
waren die Ideen von Selbstbestimmung, Freiheit und Menschenrechten, die die
politische Landschaft Europas mehr und mehr der Verständigung, der Zusammen-
arbeit und damit dem Frieden geöffnet haben. Die zuversichtliche Botschaft der
„Charta von Paris" anläßlich des KSZE-Gipfels vom November 1990 signalisiert
die Möglichkeit zu einer neuen, tragfähigen Friedensordnung auf der Basis von
Demokratie, Toleranz und Zusammenarbeit.

Dennoch ist unser Kontinent keine
Insel des Friedens geworden; alte Risi-
ken und neue Instabilitäten kennzeich-
nen eine Übergangszeit in Europa, de-
ren Verlauf und Dauer noch nicht im
Einzelnen absehbar sind. Daneben hat
uns der Golf-Konflikt nachdrücklich vor
Augen geführt, wie unmittelbar Krisen
und Konflikte außerhalb Europas auf
unsere Sicherheit durchschlagen kön-
nen. In nicht wenigen Regionen der
"'elt, die zum Teil auch an Europa
^enzen, verbindet sich eine Vielzahl
von wirtschaftlichen, sozialen, ethni-
schen und religiösen Problemfeldern zu
einem höchst instabilen, brisanten Ge-
menge. Die zunehmende Verbreitung
moderner Waffen einschließlich von
Massenvernichtungswaffen und weitrei-
chenden ballistischen Trägermitteln
schafft zusätzliche Gefahren. Angesichts
der vielfältigen und engen Verflechtun-
gen der Staaten untereinander können
dadurch schneller als in früheren Zeiten
die internationale Ordnung und damit
unser Wirtschafts- und Sozialgefüge aus
dem Gleichgewicht geraten.

Auch wenn in Europa große Chan-
cen bestehen, eine neue, stabile Ord-
nung zu verwirklichen, auch wenn der
erfolgreiche Widerstand der Völkerge-
meinschaft gegen die irakische Aggres-
sion ein hoffnungsvolles Zeichen inter-
nationaler Solidarität für die Geltung
von Frieden und Recht gesetzt hat -
Gewaltanwendung und kriegerische

Auseinandersetzung können dennoch
nicht für alle Zeiten ausgeschlossen
werden. Sicherheit zu schaffen und
den Frieden zu schützen bleibt auch in
Zukunft eines der wichtigsten Ziele
staatlichen Handelns.

Frieden erhält sich nicht von selbst

Ein sicherer Friede ist die Basis
eines geordneten Zusammenlebens
zwischen Menschen und Völkern. Daß
man für den Frieden ist, sagt sich leicht
und wird auch immer Zustimmung
finden. Mit dem moralischen Impuls
und der kategorischen Forderung ist es
jedoch nicht getan. Ein gesinnungs-

ethischer Rigorismus, der allein for-
muliert, was sein sollte und sein müßte,
ist keine Grundlage für realistische
Politik. Der Frieden erhältlich nicht
von selbst. Seine Grundlagen und Be-
dingungen müssen jeden Tag neu er-

rungen und gestaltet werden. Nur dort,
wo dem Menschen ein würdiges Dasein
ohne Hunger und Elend, ohne politi-
sche und soziale Unterdrückung ermög-
licht wird, kann ein Friede herrschen,
der diesen Namen auch verdient.

Umfassend verstandene Friedenssi-
cherung kann sich deshalb nicht allein
auf Streitkräfte abstützen. Sie muß
darüber hinaus in einem umfassenden
Ansatz der hohen Bedeutung ökono-
mischer, sozialer, technologischer und
ökologischer Faktoren für Sicherheit
und Stabilität in den internationalen
Beziehungen ebenso entsprechen, wie
sie unmißverständlich auf die Geltung
freiheitlicher und rechtsstaatlicher Le-
bensverhältnisse dringen muß.

Militärische Sicherheitsvorsorge
tritt dadurch in ihrer Bedeutung zu-
rück, bleibt aber trotzdem unverzicht-
bar. Der Faktor Macht und vor allem
der negative Gebrauch von Macht wird
nicht aus den internationalen Bezie-
hungen verschwinden. „Politik wird
bis an das Ende der Geschichte ein
Gebiet sein, in welchem Bewußtsein
und Macht einander begegnen, wo
sich die ethischen und Zwangsfaktoren
des menschlichen Lebens gegenseitig
durchdringen und unbeständige und
unsichere Kompromisse hervorbrin-
gen", so Reinhold Niebuhr 1932.

Der Golf-Konflikt war ein prägnan-
tes Beispiel dafür, daß hegemonialer
Machtanspruch, wenn alle anderen po-
litischen Mittel erfolglos bleiben, in
letzter Konsequenz nur durch Einsatz
militärischer Macht eingegrenzt und
zurückgedrängt werden kann. Über
diesen Einsatz ist bei uns heftig gestrit-
ten worden. Vielen Bürgern gilt militä-
rische Intervention heutzutage als we-
der politisch noch ethisch vertretbar,
selbst wenn sie als Gegengewalt der
Abwehr von Unrecht dient. Zu dieser
Einstellung mag beigetragen haben,
daß unter dem Schatten unserer leid-
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vollen jüngeren Geschichte eine Dis-
position erwachsen ist, der Bewahrung
des Friedens absoluten Vorrang vor
jeder militärischen Auseinanderset-
zung zum Schutz seiner Grundlagen
einzuräumen.

Daß die verhängnisvollen Folgen
der verbrecherischen Hitlerdiktatur als
ein Trauma bis in unsere Tage nachwir-
ken, ist erklärlich und verständlich.
Dennoch dürfen wir diesen dunklen
Abschnitt unserer Geschichte nicht als
historische Parabel gebrauchen, mit
deren Hilfe wir nach Belieben der
Verantwortung für die Gegenwart aus-
weichen. Despotische Gewalt und
Machtbesessenheit sind weder durch
die Beschwörung der Leiden der Ver-
gangenheit noch der Aufgaben der
Zukunft aus der Welt zu schaffen.
Eine Welt ohne Aggression und Un-
recht versprechen zu wollen hieße,
den tatsächlichen Zustand unserer
Staatenwelt ebenso zu leugnen wie die
Doppelnatur des Menschen.

Solange fehlgehender menschlicher
Wille durch negativen Gebrauch von
Macht und Gewalt die Beziehungen
zwischen den Staaten und die interna-
tionale Ordnung gefährden kann, muß
er mit Hilfe von Gegenmacht und
Gegengewalt in Schranken gehalten
werden. Internationale Verantwor-
tung läßt sich nicht ohne militärische
Macht wahrnehmen.

Ethische Verantwortbarkeit
von Macht

Macht ist kein Wert an sich, auch
militärische Macht gewinnt ihren Wert
und Sinn erst aus ihrer Legitimation
und ihrer ethischen Verantwortbar-
keit. Für uns legitimiert sich der Ge-
brauch von Macht aus der zentralen
Aufgabe des Staates, die von unserer
Verfassung als höchstes Gut gesetzte
Menschenwürde zu schützen. Der
Schutz von Würde und Freiheit des
Menschen ist gleichbedeutend mit dem
Schutz der freiheitlichen Demokratie
und des Völkerrechts. Wo diese Werte
gefährdet oder verletzt werden, ist der
Gebrauch von Macht zur Gegenwehr
ethisch vertretbar und geboten. Eine
unserem Verfassungsbild verantwortli-
che Politik kann weder nach innen
noch nach außen ohne Macht auskom-
men. Dabei steht außer Frage, daß die
Anwendung militärischer Macht als
Gegengewalt nur die ultima ratio, das
letzte äußere Mittel zur Verteidigung
gegen eine Aggression und zur Wah-
rung des Völkerrechtes sein kann.

Die Erkenntnis, daß auch im Zu-
sammenleben der Völker die eigene
Freiheit immer zugleich die Freiheit
der anderen umfaßt und nur unter der
Herrschaft des Rechts gedeiht, ist eine
von uns allen geteilte Grundauffas-
sung. Sie ist Voraussetzung für einen
Frieden in Freiheit und Würde, der
nur unter diesen Bedingungen als
höchstes Ziel gelten kann. Der Theo-
loge Karl Barth hat in den 30er Jahren
geschrieben, daß „der Friede um jeden
Preis eine tief unmenschliche, aber
auch tief unchristliche Angelegenheit"
sein kann. Nach seinen Worten gehört
„zum rechten Staat auch das, daß er
den Frieden schützt, ... und zwar den
Frieden, der der Gerechtigkeit und
der Freiheit dient und in Gerechtigkeit
und Freiheit zustande kommt".

Verantwortungsvolle Politik als
Leitmotiv

Einer Friedensethik, die mehr sein
will als nur die Beschwichtigung des
Bösen, darf die bewaffnete Verteidi-
gung des Guten nicht fremd sein. In
einer durch menschliche Unzulänglich-
keit und konkurrierende nationale In-
teressen geprägten Welt ist die Vor-
stellung von Frieden ohne Macht eine
gefährliche Illusion. Freiheit und
Recht als unverzichtbare Vorausset-
zungen eines gerechten Friedens sind
dauerhaft nur gewährleistet, wenn der
Rückgriff auf Macht ihnen Geltung
sichern und durchsetzen hilft. Daraus
ergeben sich Rieht- und Orientierungs-
punkte für eine verantwortungsvolle
und moralgeleitete Politik, um Staat
und Bevölkerung gegen Gewaltandro-
hung und Unterwerfung unter einen
fremdem Willen zu schützen und erfor-
derlichenfalls zu verteidigen.

Als Mitglied in einem Verteidi-
gungsbündnis freier Staaten schließt
das für die Bundesrepublik Deutsch-
land die freiwillige Verpflichtung zum
Beistand für unsere Verbündeten ein,
wenn diese bedroht oder angegriffen
werden. Von dieser Solidarität auf Ge-
genseitigkeit haben wir Deutschen
über Jahrzehnte profitiert. Sie war
Grundlage unserer Sicherheit und hat
uns letztlich erst die deutsche Einheit
ermöglicht. Auf diesem Fundament
steht auch in Zukunft unsere Sicher-
heit.

Zu Sicherheit und Schutz des Frie-
dens werden wir künftig aber auch
zusätzlicher internationaler Verant-
wortung gerecht werden müssen. Die
Völkergemeinschaft erwartet vom ver-

einten Deutschland, daß es in der welt-
weiten Sicherung des Friedens und der
Geltung des Völkerrechts den seinem
politischen Gewicht entsprechenden
Beitrag übernimmt. Neben vielen an-
deren Handlungsfeldern gehört dazu
auch die Bereitschaft, erforderlichen-
falls militärische Aufgaben der Frie-
denssicherung zu übernehmen. Diesen
Erwartungen können wir uns - auch
aus wohlverstandenem eigenen Inter-
esse - nicht entziehen. Daraus werden
sich für die Streitkräfte neue Aufgaben

Bundesminister Dr. Gerhard Stolten-
berg, MdB: Ein sicherer Friede ist die
Basis eines geordneten Zusammenle-
bens zwischen Völkern.

ergeben, wie sie gegenwärtig in der
politischen Diskussion stehen. Hierzu
müssen wir klare politische und rechtli-
che Voraussetzungen schaffen, die u- '
seren Pflichten als Mitglied der Verei. ,
ten Nationen ebenso entsprechen wie
dem Erfordernis gemeinsamer Hand-
lungsfähigkeit in einer Europäischen
Politischen Union.

Mit aller Kraft für den Frieden und
ein besseres Zusammenleben der Völ-
ker zu arbeiten und zugleich militäri-
sche Sicherheitsvorsorge zu gewährlei-
sten, das ist kein Gegensatz, sondern
bleibt als Begriffspaar ein Gebot ver-
antwortlicher Politik. In diesem Sinne
ist unsere Bundeswehr auch in Zukunft
das militärische Machtmittel einer de-
mokratisch legitimierten und ethisch
verantwortbaren Sicherheitspolitik.
Sie gewährleistet den eindeutigen
Schutz von Freiheit und Recht in Frie-
den. Sie dient unserer Bündnisfähig-
keit und unserer außenpolitischen Ge-
staltungskraft, um zu einer friedlichen
und gerechten internationalen Ord-
nungbeizutragen. •

Evangelische
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Entwicklungshilfe ist praktizierte
Friedenspolitik
Carl-Dieter Spranger

Wirtschaftliches Wachstum, soziale Sicherheit und individuelle Entfaltungsspiel-
räume werden nur möglich, wenn das friedliche Zusammenleben der Menschen
garantiert ist. Diese Erkenntnis ist nicht neu. Es besteht gleichwohl Anlaß, auf
diesen Zusammenhang immer wieder hinzuweisen.

Die deutsche Politik nach innen wie
nach außen ist auf das friedliche Wohl-
ergehen der Menschen ausgerichtet.
Selbstverständlich verstehen wir auch
unsere Entwicklungspolitik als Frie-
denspolitik, denn sie trägt dazu bei,
die Voraussetzungen für ein friedliches
Zusammenleben zu schaffen.

i Heden - Problem der internationalen
Völkergemeinschaft

Der Krieg am Golf, die fortwähren-
den Auseinandersetzungen zwischen
ethnischen Gruppen im südlichen
Afrika, die Bürgerkriege im Sudan, in
Äthiopien, in Afghanistan und in ande-
ren Teilen der Dritten Welt verdeutli-
chen, daß die Erhaltung des Friedens
als Grundvoraussetzung für Entwick-
lung ein immer dringender werdendes
Problem der internationalen Völker-
gemeinschaft ist.

Bei der Bewältigung von Kriegsfol-
gen ist die internationale Staatenge-
meinschaft künftig noch stärker als
bisher gefordert. Sie muß - auch mit
entwicklungspolitischen Mitteln - ihr

Sgagement für die Erhaltung des
rfiedens in der Dritten Welt verstär-
ken.

Wie jeder Staat, so haben auch die
Entwicklungsländer legitime Sicher-
heitsinteressen. Wir erkennen an und
akzeptieren, daß jedes Land Vorkeh-
rungen trifft, die seine Sicherheit ga-
rantieren. Allerdings ist festzustellen,
daß viele Länder Armeen unterhalten,
deren Umfang mit dem Argument der
Landesverteidigung nur schwerlich zu
rechtfertigen ist. Es drängt sich der
Verdacht auf, daß die überdimensio-
nierten Streitkräfte häufig nicht nur
äußere Feinde abschrecken sollen,
sondern auch der innenpolitischen
Machterhaltung dienen. Streitkräfte,
die erkennbar nicht nur der Landesver-
teidigung dienen, werden von anderen
Staaten der Region als Bedrohung
empfunden, was bei diesen wiederum
zu verstärkter Aufrüstung führt mit der
Konsequenz, daß sich die Rüstungsspi-

rale fortsetzt und diese Länder immer
weniger Mittel für ihre eigenen Ent-
wicklungsaufgaben zur Verfügung stel-
len können.

Das ideologische und praktische
Scheitern des Sozialismus führte zum
Abbau des Ost-West-Konfliktes und
zu positiven Auswirkungen auch für

Carl-Dieter Spranger, Bundesminister
für wirtschaftliche Zusammenarbeit:
Potentielle Krisen entschärfen.

das Zusammenleben der Entwick-
lungsländer. Regionalen Konflikten
wurde damit die Grundlage entzogen.
Sichtbar wird dies beispielsweise in
Angola, wo sich nunmehr ein Ende
des seit 16 Jahren andauernden Bür-
gerkrieges und Freiheitskampfes ab-
zeichnet.

Dieser Wandel der Ost-West-Kon-
frontation zur West-Ost-Kooperation,
die weltweite Hinwendung zu demo-
kratisch-pluralistischen Gesellschafts-
ordnungen und zur freien und sozialen
Marktwirtschaft können in ihrer Si-
gnalwirkung für die Entwicklungslän-
der von entscheidender Bedeutung
sein.

Zwar diente der Ost-West-Konflikt
häufig nur als ideologischer Überbau
für Spannungen, die regionalen Ur-

sprungs waren. Dennoch scheint die
Zeit - hoffentlich unumkehrbar - vor-
bei zu sein, da kriegerische Konflikte
in der Dritten Welt sich zu „Prestige-
Angelegenheiten" der antagonisti-
schen Weltmächte entwickeln.

Der Golf-Krieg hat mit erschrecken-
der Brutalität deutlich gemacht, daß
eine ungezügelte Lieferung von Rü-
stungsmaterial in Dritte-Welt-Länder
keineswegs der regionalen Konfliktbe-
ruhigung dient.

Dies wird inzwischen weltweit so
gesehen, und es bleibt zu hoffen, daß
der politische Gleichschritt, mit dem
West und Ost der Aggression am Golf
erfolgreich begegnet sind, andauert
und zu einem weltweit geschärften
Verantwortungsbewußtsein führt.

Das eröffnet dann die Chance, Ent-
wicklungsländer, deren Rüstungsaus-
gaben überdimensioniert sind, davon
zu überzeugen, daß dies nicht nur die
Nachbarstaaten als Bedrohung emp-
finden müssen, sondern daß die in
erheblichem Maße gebundenen Haus-
haltsmittel für die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung ihrer Länder ein-
zusetzen sind.

Rüstungsexport - Kontrollen
durchführen

Auch hier beginnt sich ein interna-
tionaler Konsens abzuzeichnen, an
dessen Zustandekommen die Bundes-
regierung maßgeblich beteiligt ist. So-
wohl in den Vereinten Nationen, als
auch in der Organisation für wirt-
schaftliche Entwicklung (OECD), bei
der Weltbank und in europäischen
Staaten, steht das Thema der Rü-
stungsausgaben von Entwicklungslän-
dern auf der Tagesordnung. Erst kürz-
lich hat auch der japanische Regie-
rungschef darauf hingewiesen, daß die
Entwicklungsländer nicht länger damit
rechnen dürften, einerseits erhebliche
öffentliche Entwicklungshilfemittel zu
erhalten, um andererseits die vorhan-
denen eigenen Ressourcen für den Un-
terhalt eines übermäßigen militäri-
schen Apparats aufzuwenden.

Die Rüstungsausgaben der Staaten
der Dritten Welt sind von 1965 bis 1988

£1 /-^ QQ1 Evangelische
Verantwortung
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um durchschnittlich 7,5 % pro Jahr
gestiegen. Während die Entwicklungs-
länder 1960 noch 10 % der weltweiten
Rüstungsausgaben tätigten, stieg ihr
Anteil in den 80er Jahren zeitweise auf
25 % an. 1989 betrugen die Militäraus-
gaben der Entwicklungsländer rund
140 Mrd US-$, während die weltweite
öffentliche Entwicklungshilfe für diese
Länder mit ca. 45 Mrd US-$ lediglich
ein Drittel dieser Summe ausmachte.

Begünstigt wurde das Tempo der
Aufrüstung vor allem durch die Rü-
stungsexporte der Industrieländer.
1987 gingen 80 % aller Rüstungsex-
porte in die Länder Asiens, Afrikas
und Lateinamerikas. Insofern tragen
die rüstungsexportierenden Industrie-
länder eine Mitverantwortung für die
weltweite Erhaltung des Friedens. An-
ders formuliert: Indem sie - wie die
Bundesrepublik Deutschland - rigo-
rose Waffenexportkontrollen durch-
führen, tragen sie zur Erhaltung des
Friedens und zur langfristigen Wirk-
samkeit der Entwicklungszusammen-
arbeit bei. Dazu gehört, daß die inter-
nationale Gebergemeinschaft im
Gleichklang mit den Vereinten Natio-
nen auf Friedensstörer und Bürger-
kriegsparteien in Entwicklungsländern
frühzeitig, entschieden und konzertiert
einwirkt und auch ihre entwicklungs-
politischen Instrumente für die Erhal-
tung des Friedens in der Dritten Welt
einsetzt.

Bei gemeinsamen, konsequenten
Vorgehen der Geberländer bedeutet
dies in letzter Konsequenz, daß Regie-
rungen, die durch militärische Überrü-
stung den Frieden gefährden, krieg-
führende Parteien und Staaten, in de-
nen Bürgerkrieg herrscht, nicht mehr
mit staatlicher Hilfe rechnen können.

Dabei stellt sich für einen Entwick-
lungspolitiker die Frage, nach welchen
Kriterien festgestellt werden kann, daß
ein Land einen überdimensionierten
Militärapparat unterhält. Die Bewer-
tung, ob der Militarisierungsgrad eines
Landes ein „legitimes" Niveau hat,
oder ob eine Überrüstung vorliegt,
kann nicht von subjektiven Einschät-
zungen abhängen. Wir müssen viel-
mehr Kriterien finden, die objektiv
nachvollziehbar sind und die von der
internationalen Staatengemeinschaft
mitgetragen werden können.

Solche Kriterien müßten u.a. be-
rücksichtigen:

— Das ökonomische Potential und die
regionale Sicherheitslage des jewei-

Mitgliedstaaten: Belgien Griechenland Kanada Portugal
Dänemark Großbritannien Luxemburg Spanien
BR Deutschland Island Niederlande Türkei
Frankreich («CM Italien Norwegen USA
in der Militärorganisation)

ligen Landes. Hier sind Einzelfall-
betrachtungen erforderlich, die
auch soziale, außen- und innenpoli-
tische sowie strategische Besonder-
heiten jeweils mit einbeziehen.

— Der Anteil der Militärausgaben am
Bruttosozialprodukt eines Landes.

— Das Verhältnis von Militärausga-
ben zu Ausgaben für das Gesund-
heits- und Bildungswesen eines
Staates.

— Das Verhältnis von Rüstungsim-
porten zu den Gesamtimporten ei-
nes Landes.

— Eine Schwierigkeit bei der Anwen-
dung solcher Kriterien ergibt sich
aus dem vorhandenen Datenmate-
rial über Entwicklungsländer. Stati-
stiken über Rüstungs- und Militär-
ausgaben sind unvollständig und oft
wenig vergleichbar. Andererseits
publizieren die amerikanische
„Arms Control and Disarmament
Agency" (ACDA) oder das „Stock-
holm International Peace Research
Institute" (SIPRI) und das Londo-
ner „International Institute for
Strategie Studies" (IISS) Datenma-
terial, das durchaus als Grundlage
für die Beurteilung der Frage nach
Überrüstung verwendet werden
könnte.

Nicht zuletzt aufgrund der deut-
schen Initiativen steht das Thema der
Überrüstung als Hemmnis für die Ent-
wicklung eines Landes auf der interna-
tionalen Tagesordnung. Die Entwick-
lungsländer können zwar mit Grund

von den Industrieländern erwarten,
daß die im Zuge der Ost-West-Ent-
spannung freiwerdenden Mittel priori-
tär ihnen zugute kommen. Sie müssen
sich aber ebenfalls der gleichen Dis-
kussion stellen und bereit sein, ihren
Beitrag bei der Umwidmung von Mili-
tärausgaben zugunsten von Investitio-
nen im Sozial-, Gesundheits- oder Bil-
dungsbereich zu leisten.

Investitionen im
Bildungsbereich leisten

Denn Sicherheit und Bedrohung ha-
ben neben der militärischen besonders
auch ökonomische, soziale und eth'
sehe Dimensionen. Strukturelle En..
Wicklungsrückstände und soziale Ge-
gensätze in den Entwicklungsländern
bieten oftmals den eigentlichen Nähr-
boden für Krieg, Gewalt und Rüstung.
Die Entwicklungspolitik muß daher
einerseits helfen, sozio-ökonomische
Spannungen durch Förderung des ge-
samtgesellschaftlichen Entwicklungs-
prozesses abzubauen und dadurch pot-
entielle Krisen zu entschärfen. Sie muß
um ihrer Glaubwürdigkeit willen auch
verstärkt die Rüstungs- und Militärpo-
litik der Empfängerländer berücksich-
tigen.

Es muß - im Interesse beider Seiten
- vermieden werden, daß einerseits
die Entwicklungsländer ihre Sozialaus-
gaben und Wirtschaftsförderung mit
Mitteln der Entwicklungshilfe finan-
zieren, andererseits die vorhandenen
eigenen Ressourcen vermehrt für Mili-
tärausgaben einsetzen. •
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Friedensethik im Widerstreit
36. Gesamtkonferenz evangelischer Militärseelsorge
Udo Hahn
Bei keinem anderen Thema
schlagen derzeit im Protestantis-
mus die Wellen so hoch wie bei
der Militärseelsorge. Der Streit
wogt schon seit Wochen hin und
her, ohne daß ein Ende sichtbar
wäre. Vordergründig geht es um
das Wie einer Seelsorge unter
Soldaten.

In der alten Bundesrepublik
gilt der 1957 geschlossene Mili-
tärseelsorgevertrag zwischen
der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) und dem
Staat. Darin vereinbarten die
b :n Vertragspartner, „die
ft\>.~ religiöse Betätigung und
die Ausübung der Seelsorge in
der Bundeswehr zu gewährlei-
sten". Die Militärseelsorge ge-
schieht „im Auftrag und unter
Aufsicht" der Kirche, wobei der
Staat die Kosten trägt. Bislang
sperren sich die ostdeutschen
Landeskirchen gegen einen Bei-
tritt zu diesem Vertragswerk.
Generell wird die seelsorgerli-
che Begleitung von Soldaten be-
jaht. Die jedoch in der Verant-
wortung von Gemeindepfarrern
liegen soll.

Der Hauptvorwurf aus den
evangelischen Landeskirchen in
den neuen Ländern lautet, die
Kirche dürfe durch die organisa-
torische Einbindung der Militär-
seelsorge in die Bundeswehr
r i als „stabilisierender Fak-
tOi der Armee" wirken. So
brachte erst kürzlich der Ost-
Berliner Propst Hans-Otto Fu-
rian die Kritik auf den Punkt.
Für die evangelischen Kirchen
in der ehemaligen DDR, so er-
gänzte er, hätten auch die Be-
schlüsse ihres Kirchenbundes
nach wie vor Gültigkeit, wonach
die Verweigerung des Militär-
dienstes das „deutlichere Zei-
chen der Nachfolge Jesu" sei.
Mit diesen Hinweisen treten die
eigentlichen Schmerzpunkte zu-
tage. Hinter der Kritik an der
Militärseelsorge verbergen sich
im Grunde ungelöste theologi-
sche Fragen wie beispielsweise
das Verhältnis der Kirche zum
demokratischen Staat und das
des Christen zum Soldaten.

Nach den Worten von Militär-
bischof Heinz-Georg Binder ge-
winnt der Streit über die Organi-
sationsform der Bundeswehr

noch mehr an Gewicht, wenn
sich damit ein Prinzipienstreit
über kirchliche Friedensethik
verbinde. Während die einen in
der Kirche den Waffendienst
des Staates zur Aufrechterhal-
tung einer nationalen wie inter-
nationalen Rechtsordnung für
erforderlich hielten, gehe es an-
deren um die Frage, ob sich der
Protestantismus zu einer Frie-
denskirche entwickle, die in der
Kriegsdienstverweigerung den
Regelfall für Christen sehe. Vor
diesem Hintergrund ergäben
sich ganz natürlich Vorbehalte
gegen das Modell der Militär-
seelsorge. Die enge Verbindung
mit den Soldaten werde als uner-
laubte „Option für die militäri-
sche Friedenssicherung" gese-
hen.

In eine ähnliche Richtung
zielt nach Binders Auffassung
die aus der früheren DDR stam-
mende These von der Kriegs-
dienstverweigerung als dem
„deutlicheren Zeugnis". Diese
„ärgerliche Formelsprache" ma-
che Soldaten zu „Christen min-
deren Wertes", hatte er erst
kürzlich erklärt. Heinz-Georg
Binder ließ Weitsicht erkennen
mit der Bemerkung, man müsse
die Frage nach der Militärseel-
sorge von der Frage nach einer
friedensethischen Position tren-
nen. Es gehe darum, die pasto-
rale Verantwortung für Men-
schen in den Vordergrund zu
rücken.

Die Positionen der Wortfüh-
rer gegen die Militärseelsorge in
den ostdeutschen Landeskir-
chen verraten in erschreckender
Weise eine Unkenntnis über das
Staatswesen der Bundesrepu-
blik Deutschland. Es hat den
Anschein, als werde noch immer
die totalitäre SED-Diktatur mit
unserer freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung gleichge-
setzt. Die Lektüre der Demo-
kratie-Denkschrift der EKD aus
dem Jahre 1985 würde jedoch
zutage fördern, daß Christen
dem Staat keinesfalls unkritisch
gegenüberzustehen haben, son-
dern ihn als Angebot und Auf-
gabe begreifen könnten, der das
Engagement aller zur Förde-
rung des Gemeinwohls ermögli-
che.

Inzwischen haben sich die
Auseinandersetzungen um die
Militärseelsorge dadurch beru-
higt, daß der kirchliche Eini-
gungsvertrag eine drei- bis vier-
jährige Übergangszeit vorsieht,
in der die Landeskirchen in den
neuen Bundesländern eigene
Regelungen erproben wollen,
die eine stärker gemeindeorien-
tierte Seelsorge an Soldaten vor-
sieht. Bei einem ersten Erfah-
rungsaustausch auf der Konfe-
renz der Militärgeistlichen in
Friedrichshafen wurden von den
ostdeutschen Kirchenvertretern
aus Görlitz, Greifswald, Thürin-
gen und vom Kirchenbund ver-
söhnliche Töne angeschlagen.

Der Greifswalder Oberkonsi-
torialrat Christoph Ehricht be-
kannte, daß der Wunsch nach
kirchlicher Begleitung und Ver-
mittlung unter den Soldaten in
der ehemaligen NVA und jetzi-
gen Bundeswehr-Ost überra-
schend groß sei. Die ins Auge
gefaßte Gemeindeorientierung
reiche jedoch nicht aus, es müß-
ten entsprechende Strukturen
aufgebaut werden. Daß die öst-
lichen Landeskirchen erst ein-
mal eigene Wege gingen, müsse
aufgrund der historischen Situa-
tion gesehen werden. Am Ende
der Übergangszeit werde sich
die bessere Praxis wohl durch-
setzen. Der Vorsitzende des
thüringischen Arbeitskreises
von Beauftragten für die Solda-
tenseelsorge, Pfarrer Erhard
Graf, ging noch einen Schritt
weiter. Graf sieht schon heute
die Grenze der Belastbarkeit bei
Gemeindepfarrern erreicht:
„Wenn wir es mit der Seelsorge
an Soldaten ernst meinen, ist
die Frage naheliegend, wann
sich die Kirche zu Sonderpfar-
rämtern durchringen kann."
Am Ende komme es vielleicht
sogar zu einer vertraglichen Re-
gelung.

Man würde diese Voten si-
cherlich überbewerten, wollte
man daraus bereits einen Mei-
nungsumschwung zugunsten des
Militärseelsorgevertrags in sei-
ner jetzigen Form ableiten. Auf-
fällig ist aber doch, daß in einem
Augenblick, da in den westdeut-
schen Landeskirchen die Kritik
wächst, in den ostdeutschen je-

doch zunehmend Sympathie für
dieses Vertragswerk entsteht,
nachdem sich immer mehr vor
Ort in den Kasernen sachkundig
machen. Statt die Frage der
Seelsorge unter Soldaten prag-
matisch zu lösen, spielen in den
alten und neuen Bundesländern
immer mehr ideologische
Gründe eine Rolle. Es muß ver-
wundern, daß immer wieder der
Beamtenstatus der Militärgeist-
lichen als Hindernis angesehen
wird. Bei Religionslehrern oder
Gefängnisseelsorgern gab es
diesbezüglich noch nie Diskus-
sionen.

Zwar hat Hartmut Löwe, Prä-
sident im Kirchenamt der EKD,
erklärt, das Kirchenamt für die
Bundeswehr müsse keine dem
Verteidigungsministerium nach-
geordnete staatliche Behörde
bleiben, sondern solle und
könne eine rein kirchliche Stelle
werden, doch hält Generalde-
kan Reinhard Gramm von sol-
chen Ideen nichts. Bei einem
solchen Modell, die Militärseel-
sorge rein kirchlich zu organisie-
ren, wäre man national wie in-
ternational abgeschnitten und
bleibe „draußen vor der Tür"
und nicht bei den Soldaten.

Die wachsende Kritik an der
Militärseelsorge belastet auch
das Verhältnis zwischen evange-
lischer und katholischer Kirche,
die noch in diesem Jahr erste
hauptamtliche katholische Sol-
datenseelsorger ernennen will -
und das, obwohl die Katholiken
in den neuen Bundesländern in
der Diaspora leben und zahlen-
mäßig in der Bundeswehr-Ost
kaum ins Gewicht fallen dürf-
ten. Dies ist eine Grundsatzent-
scheidung, wie der Leiter des
katholischen Militärbischofsam-
tes, Generalvikar Ernst Nier-
mann, feststellte. Er bedauerte,
daß evangelische Militärgeistli-
che nicht in den neuen Bundes-
ländern tätig sein könnten. „Die
Kirche muß dort hingehen, wo
sie die Menschen findet und wo
ihr Türen für Seelsorge und Ver-
kündigung geöffnet werden",
hatte der württembergische
Landesbischof Theo Sorg er-
klärt. Deshalb darf die Militär-
seelsorge, so muß man deutlich
herausstellen, nicht auf dem Al-
tar ideologischer Interessen ge-
opfert werden.

Evangelische
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Erfolge und Probleme
der sozialen Marktwirtschaft
Horst Schröder

Der Gedanke der sozialen Marktwirtschaft stellt den Versuch dar, zu einer
Synthese zwischen Einsichten in die Unabdingbarkeiten des Marktgeschehens und
der Bemühung, dieses marktwirtschaftliche Organisationsgebilde mit sozialer
Gerechtigkeit und gesellschaftlichen Fortschritten vereinbar zu machen.

Die Väter der sozialen Marktwirt-
schaft wollten in einer neuen Wettbe-
werbsordnung gleichzeitig eine soziale
Ordnung schaffen, die, mit der Markt-
wirtschaft vereinbar, ein möglichst ho-
hes Maß sozialer Sicherung und Ge-
rechtigkeit verwirklicht. Aber es wäre
falsch, wenn man dem Gedanken der
sozialen Marktwirtschaft folgt, allein
den Produktions- und den Wachstums-
prozeß zu betonen. In der Realität
können wir nicht nur auf die Marktvor-
gänge blicken, sondern wir haben die
staatliche Organisation zu sehen, die
durch Besteuerung und Sozialversiche-
rung die Einkommensbildung, die sich
in einer nicht vorherbestimmbaren
Streuung aus dem Marktgeschehen er-
gibt, zu korrigieren hat. Der größte
Teil dieser Korrekturen betrifft die
soziale Gestaltung dieses Marktvor-
ganges selbst, die durch die verschiede-
nen Arten der Sozialversicherung,
durch Renten, Wohngelder, Prämien
zur Vermögensbildung eine soziale
Umverteilung vollzieht. Diese verbie-
tet es, ausschließlich Markt und Ein-
kommensbildung als Kriterium unse-
rer Wirtschaftsgesellschaft zu nehmen.

Der erste Schritt zum Erfolg der
sozialen Marktwirtschaft mochte in der
Zeit ihrer Begründung seit 1946 die
Feststellung sein, daß ein Wettbewerbs-
system bei relativ stabilen Preisen durch

in den Satellitenländern feststellbare
geringere Konsumversorgung sollte
diesen Systemen den Nimbus sozialen
Fortschritts nehmen. Die Vorstellung,
man könnte die Marktwirtschaft mit
Elementen der zentralen Lenkung
stärker anreichern, die Systeme des
Ostens könnten mehr Marktwirtschaft
sich eingliedern, also die sogenannte
Konvergenzthese beider Systeme,
kann heute als gescheitert angesehen
werden.

Wer also soziale Gerechtigkeit und
persönliche Freiheit - auch diese ge-
hört zu den sozialethisch unabdingba-
ren Postulaten - erreichen will, wird
dies nur auf der Basis einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung verwirklichen
können.

Keine Utopie -
reale Wirtschaftsordnung

Die soziale Marktwirtschaft ist keine
Utopie, sondern eine reale Wirt-
schaftsordnung. Ich möchte sie als eine
irenische Formel bezeichnen, die ver-
sucht, die Ideale der Gerechtigkeit,
der Freiheit und des wirtschaftlichen
Wachstums in ein vernünftiges Gleich-
gewicht zu bringen. Sie bedarf der
Weiterführung, der Vervollkomm-
nung und auch der kritischen Sichtung.
Hier sind auch nach 40-jährigem Funk-

• Umweltschutzauflagen, die uns
weiter ein lebenswertes Leben er-
möglichen und uns nicht zum Skla-
ven moderner, aber umweltgefähr-
licher Fabrikationen machen

• Neu hinzugekommen ist die gera-
dezu gigantische Aufgabe, die ehe-
maligen DDR-Gebiete in die so-
ziale Marktwirtschaft zu überfüh-
ren.

Hier liegt eine gewaltige Herausfor-
derung für das Ordnungsprinzip " T
sozialen Marktwirtschaft, die ^ ...a
auch Fragwürdigkeiten und offensicht-
liche Grenzen der Funktionsfähigkeit
der sozialen Marktwirtschaft zeigen.
Auf die ethische Relevanz der heuti-
gen Herausforderungen für die soziale
Marktwirtschaft weist Papst Johannes
Paul II. in seiner neuen Sozialenzy-
klika „Centesimus Annus" hin:

„Für einige Länder Europas beginnt
in gewissem Sinne die eigentliche
Nachkriegszeit. Die radikale Neuord-
nung der bisherigen Kollektivwirt-
schaften bringt Probleme und Opfer
mit sich, die sich mit jenen vergleichen
lassen, die die westlichen Länder des
Kontinents für ihren Wiederaufbau
nach dem Zweiten Weltkrieg auf sich
nahmen. Es ist nur gerecht, daß die
ehemals kommunistischen Lände xyi
den derzeitigen Schwierigkeiten . - :n
der solidarischen Hilfe der anderen
Nationen unterstützt werden. Natür-
lich müssen sie selbst die ersten Bau-
meister ihrer Entwicklung sein; aber
es muß ihnen eine entsprechende Mög-

dem Anteil der Masseneinkommen
muß als solches schon als sozialer Vor-
teil gewertet werden. Nach vier Jahr-
zehnten Entwicklung der Marktwirt-
schaft ist dieses Anwachsen des Rea-
leinkommens aller Arbeitenden allge-
mein anerkannt, auch im Kreise der
deutschen Sozialisten. Die Vorstellung,
man könne dieses Wettbewerbssystem
wie einen Motor aus der Marktwirt-
schaft ausbauen und in ein zentrales
Lenkungssystem, wie im Osten, ein-
bauen, dürfte eine Illusion sein.

Allein die noch nach fünfzig Jahren
Sowjetwirtschaft in Rußland und auch

. Mv \\ewve ras
VätflV

• Realisierung einer gerechteren
Vermögensverteilung durch geeig-
nete Maßnahmen der Vermögens-
bildung

• Verschärfung des Kartellrechts, um
eine weitere Monopolisierung in
wichtigen Wirtschaftsbereichen zu
verhindern

• Einen größeren Beitrag zur Ent-
wicklungshilfe, um das Gefalle zwi-
schen reichen und armen Volks-
wirtschaften nicht immer größer
werden zu lassen

Die derzeitige von Schwierigkeiten
und Mangel geprägte Lage ist die Folge
eines historischen Prozesses, in dem
die ehemaligen kommunistischen Län-
der meist Objekt und nicht Subjekt
waren. Sie befinden sich also nicht auf
Grund ihrer freien Entscheidung oder
auf Grund begangener Irrtümer in die-
ser Situation, sondern infolge tragi-
scher geschichtlicher Ereignisse, die
ihnen gewaltsam aufgezwungen wur-
den und die sie daran gehindert haben,
den Weg der wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Entwicklung zu gehen.

Evangelische
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Die Hilfe der anderen, vor allem der
europäischen Länder, die an dieser
Geschichte teilgenommen haben und
dafür Mitverantwortung tragen, ent-
spricht einer Verpflichtung der Ge-
rechtigkeit. Aber sie entspricht auch

„Eine freiheitliche Wirtschafts-
ordnung kann auf die Dauer nur
dann bestehen, wenn und solange
auch im sozialen Leben der Na-
tion ein Höchstmaß an Freiheit,
an privater Initiative und Selbst-
vorsorge gewährleistet ist."

Ludwig Erhard

dem Interesse und dem allgemeinen
Wohl Europas. Europa wird nicht in
Frieden leben können, wenn die viel-
fältigen Konflikte, die als Folge der

gangenheit aufbrechen, sich durch
WA tschaftlichen Niedergang, geistige
Unzufriedenheit und Verzweiflung
verschärfen."

Funktion der Investitionen

In Bezug auf die Verhältnisse in den
neuen Bundesländern - das gleiche gilt
aber sicher auch für die Situation in
den anderen osteuropäischen Ländern
- paßt zutreffend, was in der Sozialen-

zyklika über die Funktion der Investi-
tionen gesagt wird: „Ich weise auch
darauf hin, daß eine Entscheidung,
lieber an diesem als an jenem Ort,
lieber in diesem und nicht in einem
anderen Sektor zu investieren, immer
auch eine moralische und kulturelle
Entscheidung ist. Unumgängliche
wirtschaftliche Bedingungen und poli-
tische Stabilität vorausgesetzt, wird die
Entscheidung zu investieren, das
heißt, einem Volk die Chance zu ge-
ben, seine eigene Arbeit zu verwerten,
auch von einer Haltung der Sympathie
und von dem Vertrauen in die Vorse-
hung bestimmt. Gerade darin kommt
die menschliche Qualität dessen zum
Vorschein, der die Entscheidung
trifft."

Ausblick

Wir verteidigen in der sozialen
Marktwirtschaft nicht nur die Erfah-
rungen der yergangenheit, sondern
ebenso die Überzeugung, daß eine
humane Leistungsgesellschaft, die die-
sen Namen verdient, nur durch die
soziale Marktwirtschaft gesichert wer-
den kann. Keine Maßnahme der Zu-
kunft wird sich realisieren lassen, wenn
wir nicht die marktwirtschaftlichen
Kräfte für die Gestaltung unserer Zu-

kunft nutzen und sie mit den inhären-
ten Gestaltungskomponenten der so-
zialen Gerechtigkeit und der persönli-
chen Entfaltungsfreiheit verbinden.

Die ethische Relevanz der sozialen
Marktwirtschaft wird in „Centesimus
Annus" in Worten zusammengefaßt,
mit denen ich abschließe: „Es wird
vergessen, daß das Zusammenleben
der Menschen weder den Markt noch
den Staat zum Endziel hat. Es besitzt
in sich selber einen einzigartigen Wert,
dem Staat und Markt dienen sollen.
Der Mensch ist vor allem ein Wesen,
das die Wahrheit sucht und sich be-
müht, sie zu leben und sie in einem
dauernden Dialog zu ergründen, der
die vergangenen und die künftigen
Generationen einbezieht."

Wir brauchen die Wiederentdek-
kung der Ethik, die unser Wirtschafts-
und Sozialleben beseelen sollte, die
uns von der einseitigen Ausrichtung
auf Profit und materiellen Genuß wie-
der zu den geistigen Grundlagen der
Väter der sozialen Marktwirtschaft,
nämlich einer freiheitlichen Gemein-
wohlorientierung hinführen sollte.

Anm.: Horst Schröder, jahrelang CDU-Bundes-
tagsabgeordneter, ist jetzt Präsident des Landes-
rechnungshofes des Landes Sachsen-Anhalt.

Entwicklungspolitik zwischen
Demokratie und Menschenrechten
Ludwig Watzal

Der wirtschaftliche und soziale Fortschritt ist an den Ländern südlich der Sahara
und in Mittelamerika weitgehend vorbeigegangen. Die Bilanz der letzten drei
Dekaden ist deprimierend. Die Reichen werden reicher, die Armen ärmer. So
ging das Pro-Kopf-Einkommen in Subsahara-Afrika seit 1980 2,5 Prozent pro Jahr
zurück. Lichtblicke gibt es nur im kleinen.

Die Ursachen für die ausbleibenden
Entwicklungserfolge sind bekannt: ho-
hes Bevölkerungswachstum, extreme
Abhängigkeit im Export von einzelnen
Rohstoffen, Protektionismus der Indu-
strieländer, hohe Verschuldung, nied-
riger Ausbildungsstand der Bevölke-
rung, Eingriffe des Staates in den Wirt-
schaftskreislauf, parasitäre Eliten
u.v.m.

Daneben bahnt sich auf der globalen
Ebene eine Katastrophe an, die apoka-
lyptische Dimensionen annehmen
kann. Die apokalyptischen Reiter
kommen daher in Form der globalen
Umweltzerstörung, des Treibhausef-
fektes, Tschernobyl, der schwinden-

den Ozonschicht, der Landschaftszer-
störung und Bodenerosion, der Abhol-
zung der Regenwälder, der chaoti-
schen Zunahme der Weltbevölkerung
sowie einer Migrationswelle von Süd
nach Nord, so daß eine Haltung wie
„Weiter so!" gerade selbstmörderisch
wäre. Die „Zwei-Drittel-Welt" be-
mächtigt sich peu a peu des reichen
Drittels. Wer will es ihnen verdenken.
Bisher sind sie mit den Brosamen der
Zivilisation abgefunden worden. Sollte
sich die Weltbevölkerung bis zum
Jahre 2030 tatsächlich verdoppeln, wie
Bevölkerungswissenschaftler vermu-
ten, steht der Kollaps ohnehin ins
Haus. Eine Versorgung dieser Anzahl
von Menschen würde eine zehnfache

Steigerung des Weltwirtschaftsvolu-
mens voraussetzen. Auf der Grund-
lage dieser nicht gerade rosigen Aus-

sichten ist eine konzertierte Aktion
Umwelt- und Entwicklungspolitik ein
Gebot der politischen Vernunft.

£1 /~i QO1 Evangelische
Verantwortung
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Herausforderungen kollektiv lösen

Sind wir überhaupt verpflichtet, uns
um all diese Probleme zu kümmern
und Entwicklungshilfe zu leisten? Os-
wald von Nell-Breuning nannte es ein-
mal ein Gebot der Klugheit, ja des
Selbsterhaltungstriebs, den Entwick-
lungsländern zu helfen.

Worin besteht die ethische Pflicht
zur Hilfe? Christen begründen ihre
Hilfe gegenüber Dritten mit dem Ge-
bot der Nächstenliebe, das sich wie-
derum aus der Liebe Gottes zum Men-
schen herleitet. Theologisch gespro-
chen, ist der Mensch Ebenbild Gottes.
Eine solche Rechtfertigung läßt sich
aber nicht ohne weiteres auf einen
säkularen Staat übertragen. Hier müs-
sen profanere Rechtfertigungsgründe
vorgetragen werden. Verpflichtungs-
gründe wären die Menschenliebe
(Philantropie) und die soziale Gerech-
tigkeit. Da die Menschheit ein gesell-
schaftliches Ganzes bildet (Weltge-
meinwohl), ist Hilfe der Reichen für
die Armen notwendig und ethisch ge-
boten.

Die globalen Herausforderungen,
vor denen die Menschheit steht, müs-
sen von der Staatengemeinschaft kol-
lektiv gelöst werden, aber nach dem
Motto: Jeder nach seinen Fähigkeiten.
Es bedarf einer Wohlstandsanglei-
chung, damit die Kluft zwischen arm
und reich nicht noch größer wird. Es
ist jedoch zu befürchten, daß dies ein-
tritt. Die Weltbank kommt zu folgen-
dem Resume: „Vielen Entwicklungs-
ländern ist es nicht nur mißlungen, mit
den Industrieländern Schritt zu halten,
ihre Einkommen sind vielmehr gesun-
ken." Die wirtschaftlichen Fortschritte
seien hauptsächlich den Eliten zugute
gekommen.

Staatlicherseits wird ebenfalls be-
tont, daß die Bundesregierung sowohl
aus moralischer Verantwortung als
auch politischer und wirtschaftlicher
Weitsicht Entwicklungspolitik be-
treibe. Der rein interessenorientierte
Standpunkt wurde in den letzten Jah-
ren jedoch überbetont. Zeitweise
schien es so, als sei das Entwicklungs-
hilfeministerium für die Exportförde-
rung der deutschen Wirtschaft zustän-
dig. Es ist zu hoffen, daß die deutsche
Entwicklungspolitik sich wieder stär-
ker auf ihr humanitäres Erbe besinnt.
Erste Zeichen der Hoffnung gibt es
bereits. So hat der neue Entwicklungs-
hilfeminister Spranger angekündigt,
daß nur noch die Länder mit Entwick-

lungshilfe bedacht werden, die die
Menschenrechte achten und demokra-
tische Strukturen förderten. Aber
warum bekommen dann die VR-China
und Zaire immer noch Entwicklungs-
hilfe?

Eine völlige Einstellung der Ent-
wicklungshilfe, wie sie Brigitte Erler
oder der Engländer Lord Bauer befür-
worten, wäre moralisch nicht zu ver-
antworten. Obwohl deren Kritik in
Teilbereichen durchaus berechtigt er-
scheint, würde eine Einstellung der
Entwicklungshilfe das „Drama" Dritte
Welt nur noch verschlimmern.

Eine Einstellung ließe sich auch poli-
tisch nicht durchsetzen, da Entwick-
lungshilfe ein lukratives Geschäft ist.
So wehrt sich die Exportindustrie ge-
gen die Bekämpfung der Armut und
bezeichnet diese als „Sozialklimbim".
Sie ist nicht an Kleinprojekten interes-
siert, da Auslandshilfe den Wirt-
schaftsinteressen dienen soll.

Umweltzerstörung stoppen

Der Ost-West-Konflikt ist weitge-
hend überwunden. Die reichen Länder
des Nordens werden sich in den kom-
menden Jahrzehnten mit einem Nord-
Süd-Konflikt auseinandersetzen müs-
sen, der viel Einfallsreichtum bedarf.
Denn dieser Konflikt läßt sich nicht
totrüsten. Deshalb darf der Nord-Süd-
Konflikt nicht mit militärischen Kate-
gorien gesehen werden. Der Besitz
weniger moderner Waffen schafft noch
nicht die Voraussetzungen für eine
militärische Lösung des Konfliktes,
wie das Beispiel des Iraks gezeigt hat.

Die globale Gefahr liegt in der ar-
muts- und profitbedingten Umweltzer-
störung. So werden weite Gebiete
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas
abgeholzt, um das tägliche Brennholz
zu beschaffen oder um neues Acker-
land zu gewinnen. Aber auch die groß-
flächigen Rodungen multinationaler
Holzkonzerne tragen zu dieser Um-
weltkatastrophe bei. Die Gefahr für
das internationale System kommt aber
von den Destabilisierungstendenzen
und der „Chaosmacht" der Entwick-
lungsländer.

Da sich die Sicherheit der Industrie-
länder nicht mehr allein durch militäri-
sche Mittel garantieren läßt, muß der
Sicherheitsbegriff erweitert werden.
Die Sicherheitspolitik muß stärker von
der Entwicklungspolitik und der Öko-

logie her definiert werden. Um die
ganze Tragweite des Nord-Süd-Kon-
flikts begreifen zu können, müssen
sich die Industrieländer bewußt wer-
den, daß sie auch vor einer geistigen
Herausforderung stehen.

Dem Phänomen wie Migration, Ter-
rorismus, fundamentalistische Strö-
mungen und Drogenhandel sind nicht
nur wirtschaftlicher Natur, sondern
auch Ausdruck einer tiefen geistigen
Krise der Menschheit. So könnte auch
der „Wandermensch" als „Waffe" ein-
gesetzt werden, wie es Willy Wimmer,
Parlamentarischer Staatssekretär im
Verteidigungsministerium, in einer
Rede in Mannheim ausgeführt hat.

In der Auseinandersetzung mit dem
fundamentalistischen Islam ist vor dem
Aufkommen eines neuen Feindbildes
zu warnen. Nach dem Motto: ,/ XH
Marx zu Mohammed" sollte die Ausr-
einandersetzung mit dem Islam nicht
geführt werden. Es muß vielmehr auf-
gezeigt werden, daß er in weiten Berei-
chen rückwärtsgewandt ist und einer
Aufklärung bedarf. Der Nord-Süd-
Konflikt darf nicht den Ost-West-Kon-
flikt ersetzen.

Die Politiker müssen sich davor hü-
ten, hier eine neue Legitimationsbasis
zu schaffen, die der Rüstungslobby das
Denken und eine Konversion ihrer
Industrie erspart. Der islamische Fun-
damentalismus läßt sich nicht militä-
risch eindämmen. Dagegen sollte sich
Europa auf seine freiheitliche und
christliche Tradition besinnen, um
dem „Ansturm" des Islam begegnen
zu können. Die Auseinandersetzung
findet nicht auf militärischem GeV ,''
sondern auf dem geistig-kultureütri
„Schlachtfeld" statt.

Die westlichen Industrieländer ha-
ben auch zu ihrer eigenen Bedrohung
beigetragen, indem sie Rüstungsgüter
in unvorstellbarem Ausmaß in die Län-
der der Dritten Welt exportiert und
die ungerechten Weltwirtschaftsstruk-
turen konserviert haben. Ob der Golf-
krieg der erste Krieg des Nordens
gegen den Süden war, kann nicht ein-
deutig beantwortet werden. Tatsache
ist jedoch, daß es bei diesem Weltord-
nungskonflikt um die Ressource Öl
ging-

Hätte sich der Irak durchgesetzt,
wäre dem Westen die Kontrolle über
das Golföl verloren gegangen. Der
Verlust des Golfkrieges stellt für einen
Teil der „arabischen Nation" eine De-
mütigung dar, die, verbunden mit der
Demütigung der Kolonialzeit, das
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Entwicklungsnolitik

tigkeitsgefühl der Dritten Welt weiter
steigern wird und zu einer Radikalisie-
rung führen kann.

Reduzierung des „ökonomischen" Ge-
fälles

Zwischen Nord und Süd bedarf es
der Entwicklung eines Bewußtseins ge-
meinsamer Sicherheit. Entwicklungs-
und Sicherheitspolitik bedarf der
Koordination. Eine zukünftige euro-
päische Sicherheitspolitik darf sich
nicht den berechtigten Forderungen
der Dritten Welt verschließen. Gefor-
dert ist ein rigoroses Waffenexport-
kontrollgesetz, das nicht so leicht
durch die ökonomischen Zwänge aus
den Angeln zu heben ist. Kooperative
Strukturen der Sicherheit zwischen
Nord und Süd sind in Form einer

" lobalen KSZE zu entwickeln. Über
-ein weltweites Verbot von ABC-Waf-
fen wird schon erfolgreich nachge-
dacht, bedenkt man die jüngsten Vor-
schläge des amerikanischen Präsiden-
ten George Bush.

Dauerhafte Sicherheit wird es aber
erst dann geben, wenn das ökonomi-
sche Gefalle zwischen Industrie- und
Entwicklungsländer reduziert worden
ist. Eine „Wohlstandsfestung" Europa
läßt sich nicht mit Erfolg verteidigen.
Neben der Achtung der Menschen-
rechte bedarf es demokratischer Struk-
turen in den Ländern der Dritten Welt.
Man sollte solche Länder durch kurz-
fristige Erhöhung der Mittel belohnen
und eine Prämie für tatsächlich durch-
geführte Reformen zahlen. Bei der

Einführung demokratischer Verfas-
. .ungssysteme ist aber darauf zu achten,
daß ethnische Minderheiten nicht ma-
jorisiert werden und ihre kulturelle
Identität bewahren können.

Unser Verhältnis zu den Entwick-
lungsländern ist durch eine strukturelle
Gewalt gekennzeichnet. Die kommt
deutlich im System der Weltwirtschaft
und in den ökonomischen Abschottun-
gen gegenüber Exporten aus der Drit-
ten Welt zum Ausdruck. Der Agrar-
protektionismus muß beseitigt wer-
den, damit die Weltmarktpreise für
Agrarprodukte steigen können.

Das Weltwirtschaftssystem muß
auch die Interessen der armen Länder
berücksichtigen. Die Südkommission
schlägt als Modell für die Entwick-
lungsländer ein qualitatives Wachstum
vor, daß die Einkommen der Armen
steigert und die Umwelt schont.

Deutsche Entwicklungspolitik sollte
für eine humane Entwicklung eintre-

Iminer klarer werden heute die Zu-
sammenhänge zwischen Verarmung
und Umweltzerstörung erkannt....
Die Zahl der „Umweltflüchtlinge"
nimmt weiter zu.

ten, die auf die Befriedigung der exi-
stentiellen menschlichen Bedürfnisse
abzielt. Deshalb sind Projekte zu för-
dern, die die Eigeninitiative der Basis
stärken und die Ökologie nicht schädi-
gen. Lokale Ressourcen sind dabei
besonders zu berücksichtigen. Einem
eventuellen Konflikt mit Großgrund-
besitzern oder Rohstoffexporteuren
darf nicht ausgewichen werden.

. Demokratisierung und Achtung der
Menschenrechte sollten Grundpfeiler
deutscher Entwicklungspolitik sein.
Dies heißt, daß den „Verdammten
dieser Erde" Teilhabe und Freiheit
gebracht werden muß. Wie revolutio-
när das Konzept der Freiheit und der
Menschenrechte sein kann, hat das
Beispiel Osteuropa und die Folgen
gezeigt. Überall auf der Welt werden
die mittelalterlichen kommunistischen
Regime gestützt. Es scheint nur eine
Frage der Zeit zu sein, bis die Fossile
in Kuba und Peking auf dem „Müllhau-
fen der Geschichte" landen.

Des weiteren muß ein Ressourcen-
transfer von reich zu arm stattfinden.
Diese Ressourcen lassen sich in unge-
ahntem Ausmaß aus einer weltweiten
Abrüstung gewinnen. Die Mittel, die
dadurch freigesetzt würden, sollten in
Menschen und nicht in Waffen inve-
stiert werden. Dies verlangt aber eine
völlige Umorientierung unserer Politik
und Lebenseinstellung. Da über 70
Prozent der Erdressourcen von nur ca.
16 Prozent der Bevölkerung konsu-
miert werden, scheint eine Entwick-
lung zuerst in der Ersten Welt begin-
nen zu müssen. Es geht, wie es Kurt
Biedenkopf einmal genannt hat, um
eine Begrenzung durch eine Ethik der
Verantwortung. Eine solche EtHk
wird unter anderem auch daran zu
messen sein, ob die Industrieländer
von einem expansiven Wirtschaftskurs
Abschied nehmen, der die Lage der
Ärmsten auf dem internationalen Ka-
pitalmarkt dramatisch verschärft.

Achtung der Menschenwürde überall

Gibt es schon ein solches Weltethos
und wer soll es tragen? Ein solch
weltweiter Konsens könnte nur von
den Vereinten Nationen getragen sein.
Deshalb bedarf es einer Stärkung die-
ser Institution. Die Achtung der Men-
schenwürde müßte als Basis eines sol-
chen Ethos dienen, aber dies ist auch
schon heftig umstritten. Eine große
Anzahl Länder akzeptiert nicht den
Universalitätsanspruch der Menschen-
rechte. Sie sind im christlich-abendlän-
dischen Kulturkreis entstanden und
werden deshalb, insbesondere von po-
litischen Fundamentalisten, bekämpft
und abgelehnt. Ihrer Meinung nach
seien sie zu individualistisch.

Betrachtet man die internationalen
Proklamationen und Konventionen, so
stellt man fest, daß sich die Weltge-
meinschaft auf liberale, soziale und
partizipatorische Rechtsgrundsätze ge-
einigt hat. Dieser Konsens mag zu der
Hoffnung berechtigen, daß eines Ta-
ges ein globaler Menschenrechtsschutz
und die Achtung der Würde des Indivi-
duums Konsens der Weltgemeinschaft
sein könnte.

Anm.: Dr. Ludwig Watzal ist wissenschaftlicher
Redakteur der Beilage „Aus Politik und Zeitge-
schichte".

#|/"iC|Cl"f Evangelische
Verantwortung



Euangelischer Kirchentag

Der Kirchentag, der sich als Forum
für eine offene, aber christlich verant-
wortete Gesellschaft versteht, konnte
und wollte der schwierig gewordenen
deutsch-deutschen Begegnung nicht
ausweichen. Dabei wurde er selbst ein
unfreiwilliges Opfer der Nüchternheit.
Nur 10.000 der ursprünglich 50.000
erwarteten Teilnehmer aus der ehema-
ligen DDR fanden den Weg ins Ruhr-
gebiet.

Selbst in der evangelischen Kirche,
die bis zum Fall der Berliner Mauer als
wichtigste Klammer des geteilten Lan-
des galt, ist also Geduld gefragt. So
nutzte man die Gelegenheit zum Ge-
spräch mit den führenden politischen
und kirchlichen Köpfen aus den neuen
Bundesländern, um Vorurteile durch
Information abzubauen.

Der Kirchentag hat der Versuchung
widerstanden, leidenschaftliche Ap-
pelle an die deutsche Nation zu rich-
ten. Vielmehr schloß er sich der Nüch-
ternheit eines Manfred Stolpe an, der
dazu aufforderte, sich mehr als bislang
über die jeweiligen Probleme zu unter-
halten. Nur so werden die entstande-
nen Gräben zugeschüttet, zumal ohne-
hin jeder inzwischen kapiert hat, daß
der Aufbau der neuen Bundesländer
noch viel Zeit und auch viel Geld
kosten wird.

Ä./

Auf dem Platz vor Bergbaumuseum in
Bochum verwies der westfälische Prä-
ses Hans-Martin Linnemann auf die
Solidarität der Bergleute unter Tage,
wo einer für den anderen einstehen
müsse. „Was unter Tage in Augenblik-
ken der Gefahr möglich ist, das ist
auch über Tage nötig." Vom Kirchen-
tag erhofft sich Linnemann, daß er die
Menschen aus Ost und West und Nord
und Süd in Bewegung setzt, aufeinan-
der zuzugehen. Foto: dpa

Ebenso nüchtern hat sich der Ruhr-
gebietskirchentag der breiten Palette
ungelöster gesellschaftspolitischer
Themen angenommen. Längst sind die
gutgemeinten Forderungen nach einer
Aufnahme aller Flüchtlinge, die Zu-
flucht begehren, einer sachlichen Be-
trachtungsweise gewichen. Das gilt
aber auch für den Traum vom Frieden,
den man durch weltpolitische Absti-
nenz zu verwirklichen trachtete. Selbst
beim Thema Umwelt sind die Forde-
rungen weniger radikal geworden. Da-
für setzt man nun eher auf das persönli-
che Beispiel.

Bilanz des Evangelischen Kirchentags -
Keine Kontroversen
K. Rüdiger Durth

Nüchternheit prägte den 24. Deutschen Evangelischen Kirchentag im Ruhrgebiet.
Die harten politischen Auseinandersetzungen und scharfen inner kirchlichen
Kontroversen, die früher das alle zwei Jahre stattfindende größte protestantische
Laientreffen der Welt prägten und für Schlagzeilen sorgten, blieben aus. Und kein
Politiker wurde diesmal an den moralischen Pranger gestellt oder ausgepfiffen.
Doch deshalb war es weder ein müder noch ein langweiliger Kirchentag.

Unter der anspruchsvollen Losung
„Gottes Geist befreit zum Leben" ver-
suchte die Kirchentagsleitung unter
Erhard Eppler nicht nur eine gesell-
schaftliche Bestandsaufnahme vorzu-
legen, sondern auch Antworten auf
die vor uns liegenden Herausforderun-
gen zu formulieren. Das setzt auch
Mut nach innen voraus, schließlich
verfügt kaum eine einflußreiche Orga-
nisation über so viel unterschiedliche
Interessen und Meinungen wie der
deutsche Protestantismus.

Von 102 000 Dauerteilnehmern
ein Zehntel aus dem Osten
Über ein Viertel der zum Kirchentag
imRuhrgebiet angemeldeten Dauerteil-
nehmer gehört gleichzeitig auch zu den
Mitwirkenden.
Frauen sind mit 54 Prozent stärker ver-
treten als die Männer. Mit gut 35 000
oder 38,5 Prozent sind die 18- bis 29jäh-
rigen die größte Altersgruppe, gefolgt
von rund 20 000 (22 Prozent), die weni-
ger als 18 Jahre alt sind. Die 30- bis
44jährigen sind mit 17, die 45- bis 59jäh-
rigen mit 14 und die über 59jährigen mit
5,5 Prozent unter den Teilnehmern ver-
treten.
Die stärkste Berufsgruppe bilden mit 49
Prozent die Schüler und Studenten. 86
Prozent haben sich bei der Anmeldung
als evangelisch, 6 Prozent als katholisch
eingetragen.
Aus den neuen Bundesländern kom-
men weniger als zehn Prozent der ange-
meldeten Dauerteilnehmer. Bei ihnen
verteilen sich die Altersgruppen gleich-
mäßiger als bei denen aus dem Westen.

Mutig, möglichen Mißverständnis-
sen nicht ausweichend, hat sich der
Kirchentag auch mit einigen ausge-
sprochenen Reizthemen auseinander-
gesetzt - vom Islam bis zu den neuen
geistigen Strömungen, für die New
Age zum Sammelbegriff geworden ist,
vom Versuch, gesellschaftliche Mir
derheiten wenigstens in der Kirche '
besser zu verstehen, bis hin zu Fragen
nach einem gelingenden Leben in be-
sonderen Situationen.

Dabei zeigt sich, daß der Protestan-
tismus offenbar auf dem Weg zu einer
neuen Innerlichkeit ist. Diese ist weni-
ger auf die persönliche Gotteserfah-
rung ausgerichtet als vielmehr auf das
gemeinschaftliche Erlebnis und die in-
dividuelle Zufriedenheit. Daraus aber
leitet sich zugleich die Frage ab, ob
sich der Protestantismus schon wieder
aus seiner mühsam akzeptierten Welt-
verantwortung verabschiedet. Noch
handelt es sich nur um Tendenzen, die
man aber analysieren muß. Denn nur
dann, wenn Glaube und Weltverant-
wortung nicht auseinandergerissen
werden, wird die evangelische Kirche
Salz der Gesellschaft bleiben.

Anm.: Dieser Beitrag von K. Rüdiger Durth ist
der Bonner Rundschau entnommen.
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Namen und Notizen

Kurz notiert

EKD-Studie zur Gentechnik

Hannover. Eine Experten-
gruppe der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) hat
vor zu großer Eile bei gentechni-
schen Forschungs- und Produk-
tionsvorhaben gewarnt und sich
davor ausgesprochen, der Erfor-
schung von Alternativen und
derzeit noch nicht übersehbaren
Risiken mehr Zeit zu geben.
Das geht aus der Studie „Ein-
verständnis mit der Schöpfung -
ein Beitrag zur ethischen Ur-
teilsbildung im Blick auf die
Gentechnik und ihre Anwen-
dung bei Mikroorganismen,

Pflanzen und Tieren" hervor,
die von der EKD in Hannover
vorgestellt wird. Die Experten
erwarten von den Wissenschaft-
lern und Anwendern, daß sie in
kleinen Schritten vorgehen und
sich die Freiheit bewahren, aus
wohlerwogenen Gründen auf
ein Vorhaben auch zu verzich-
ten. Die Verpflichtung des Staa-
tes, in die gentechnische For-
schung und Arbeit regelnd ein-
zugreifen^ tehe zur Freiheit der
Wissenschaft nicht in einem Wi-
derspruch.

Die EKD-Expertengruppe
weist auf noch unwägbare Ge-
fahren durch die technische Raf-
fung von Lebens- und Wachs-
.tumsprozessen hin, für die „die
Evolution riesige Zeiträume"

'gebraucht habe. In der Gentech-
nik werde in einem „diaboli-
schen Zeitraffer" gearbeitet. In
dieser Situation, so die Verfas-
ser der Studie, werde „die Lang-
samkeit zur Tugend". Die For-
derung nach einem Moratorium
für die Gentechnik dürfe jedoch
„keine verkappte Ablehnung"
der Gentechnik sein und nicht
auf eine „unabsehbare Verzöge-
rung" zielen.

Gegenstand der Studie ist die
Anwendung der Gentechnik bei
Mikroorganismen, Pflanzen und
Tieren. Damit solle dem „ver-
hängnisvollen Eindruck" ge-
wehrt werden, „die ethische
Problematik begänne erst dort,
wo der Mensch unmittelbar be-
rührt ist", heißt es im Vorwort.
Anstoß für die Arbeit der 1986
vom Rat der EKD berufenen
Expertengruppe sei Sorge dar-

über gewesen, daß im Bereich
der Gentechnik „wissenschaftli-
che Neugier und wirtschaftliches
Kalkül" und nicht „vorrangig
ethische Überlegungen das Ge-
setz des Handelns bestimmen".
Die Verfasser haben die Studie
ausdrücklich als „Diskussions-
beitrag" gekennzeichnet, um
nicht der eigenverantwortlichen
„ethischen Urteilsbildung" vor-
zugreifen und ein Urteil vorzu-
schreiben.

Nach Ansicht der kirchlichen
Expertengruppe stellt die Gen-
technik eine neue Qualität des
Zugriffs auf „die Substanz des
Lebens selbst dar". Die Wissen-
schaft sei zu befragen, ob sich
die Gentechnik in die Schöp-
fungswirklichkeit einfüge und
ob die Nutzung der Natur in
„Bewunderung, Dank und Re-
spekt" für die Schöpfung und in
dem Bestreben geschehe, die
gegebene Artenvielfalt zu erhal-
ten. Kritikwürdig sei die Posi-
tion derer, „die die Natur aus-
schließlich unter dem Blickwin-
kel des Nutzens für die Men-
schen" betrachteten.

In einem „Plädoyer für ein
neues Verhältnis zur Natur" for-
dert die Expertengruppe dazu
auf, von der Idee abzurücken,
die Welt und das Leben der
Menschen von Leiden und allem
Unheilvollen mit Hilfe etwa der
Gentechnik vollständig befreien
zu wollen. Wörtlich heißt es:
„Die Vorstellung von einer Per-
fektionierung der Welt oder des
menschlichen Lebens bleibt ein
Wahn." Das Leben der Natur
sei in sich kreativ, lebendig und
entwicklungsfähig. Teil dieser
natürlichen Lebendigkeit seien
aber auch Tod und Sterben,
Selbstzerstörung oder geneti-
sche Defekte.

Die Studie enthält in fünf Ka-
piteln eine Darstellung des For-
schungs- und Problemstandes,
eine Beschreibung der gesell-
schaftlichen und wissenschaft-
lich-technischen Herausforde-
rungen durch die Gentechnik,
eine Auseinandersetzung mit
„falschen Alternativen", ein
„Plädoyer für ein Umdenken im
Verhältnis zur Natur" sowie in
einem abschließenden Kapitel
Entscheidungshilfen für die Ur-
teilsbildung und Anregungen
für den gesellschaftlichen Dia-
log.

Wort zum 50. Jahrestag des
Überfalls auf die Sowjetunion

Am 22. Juni 1991 jährt sich zum fünfzigsten Mal der Tag
des Überfalls auf die Sowjetunion.

Nachdem das nationalsozialistische Deutschland und
die stalinistische Sowjetunion sich 1939 verbunden hat-
ten, die Freiheit Polens und der baltischen Republiken
zu vernichten, begann am 22.6.1941 mit dem Überfall
der deutschen Wehrmacht zwischen beiden Mächten ein
Kampf, der für die Völker beider Staaten schreckliche
Folgen mit sich brachte. Vom nationalsozialistischen
Deutschland wurde dieser Kampf vom Beginn an nicht
nur als Eroberungskrieg geführt, sondern als Vernich-
tungskrieg gegen Judentum und Bolschewismus. Ras-
senwahn und ideologisch begründeter Terror forderten
Millionen Opfer unter Frauen, Männern und Kindern,
unter Zivilisten und Kriegsgefangenen. Die damals den
Menschen in der Sowjetunion zugefügten Wunden sind
bis heute nicht vernarbt.

Unvergessen ist auch das Leid, das Deutschen zugefügt
wurde, als die sowjetischen Truppen im Gegenschlag tief
nach Deutschland hinein vordrangen. Wieder verloren
Völker ihre Freiheit, Menschen das Leben, die Heimat,
ihren Besitz.

Als Waffen schwiegen, wurde dennoch nicht Friede.
Jahrzehntelang standen sich die Lager des Kommunis-
mus und der westlichen Demokratien hochgerüstet ge-
genüber. Gegenseitige Vernichtung schien näher als die
Möglichkeit der Verständigung, des Ausgleichs.

Daß innerhalb weniger Jahre die Grenzen sich öffneten,
daß Zusammenarbeit an die Stelle der Konfrontation
trat, daß unser deutsches Volk sich in Frieden und
Freiheit wiedervereinigen konnte, daß Hoffnung blüht,
wo Angst geherrscht hatte, das alles ist ein Wunder vor
unseren Augen. Wir danken Gott, daß er die Herzen der
Völker und der verantwortlichen Politiker gelenkt hat,
so daß sie frei wurden, an die Stelle des Mißtrauens
Vertrauen zu setzen, daß sie bereit wurden, als Partner
zusammenzuarbeiten und gemeinsam nach Wegen des
Friedens zu suchen.

Dieser Dank soll heute Früchte tragen. Wir wollen die
zur Versöhnung ausgestreckten Hände ergreifen, eigene
Schuld bekennen und zugefügtes Leid verzeihen. Wir
wollen die Völker in der Sowjetunion auf dem schwieri-
gen Weg unterstützen, den sie durch die Politik der
Öffnung unter Präsident Gorbatschow betreten haben.
Wir wollen bei der Einigung Europas gemeinsam daran
arbeiten, daß auch die Menschen in der Sowjetunion an
dieser großen Gemeinschaft Anteil haben.

An die christlichen Kirchen in der Sowjetunion richten
sich große Erwartungen. Nur wenn wir in ökumeni-
schem Geist zusammenarbeiten, können die Aufgaben
bewältigt werden, die nach Wiederherstellung der Glau-
bensfreiheit auf die Christen dort warten.

Dabei mitzuwirken, ruft die Landessynode der Evange-
lischen Kirche im Rheinland die Gemeindeglieder, die
Gemeinden und Kirchenkreise auf.
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verschiedenes

Bücher Was haben Ihre Eltern oder Schwiegereltern
für Sie getan?

(Bundesrepublik: Bevölkerung ab 16 Jahre)
Lisbeth Haase, Als Abraham

seine Frau verkaufte. Frauen
des Alten Testaments erzählen
ihre Geschichte. ABCteam. R.
Brockhaus Verlag, Wuppertal/
Zürich 1991.

Die liebenswerte Pfarrfrau
und Katechetin läßt ein halbes
Hundert Frauen aus dem Alten
Testament, „Schlüsselfiguren"
und eher beiläufig erwähnte,
ihre eigene Geschichte mit Gott
und der Welt erzählen. Diese
„Erzählungen von sich selbst"
sind zunächst ein Leitfaden der
Geschichte Israels; sie stehen
im Dienste der Verkündigung.
Sodann spielt - auch im Kontext
einer feministischen Großwet-
terlage - die „Perspektive be-
troffener Frauen" eine Rolle.
Kurz: Aus biblischen Geschich-
ten sind - auch entgegen ihrem
ursprünglichen „Sitz im Leben"
- so etwas wie modern anmu-
tende „Biographien" geworden.
Bei diesen nicht einfachen
Transformationen helfen histo-
risierende und psychologisie-
rende (z.B. 11, 14), zuweilen
auch pädagogisierende (z.B. 87)
„Erzähl- und Darstellungswei-
sen" in gehobener Umgangs-
sprache, die durch Fachaus-
drücke angereichert ist, mit
(„meine soziale Stellung inner-
halb der Großfamilie": S. 36),
um ein für den heutigen Leser
möglichst lebendiges und plausi-
bles Bild vom Frauenleben in
biblischen Zeiten aus der Frau-
enperspektive zu vermitteln. Da
fehlen „Männerangst" (125)
ebensowenig wie die „Leihmut-
ter" (23) und die „Trümmer-
frauenjerusalems" (137).

Bei den neueren Versuchen
zu Theorie und Praxis des Er-
zählens biblischer Geschichten
mit ihren Gestalten zeigt sich
eine große Bandbreite. Die
Spannung zwischen biblischer
Überlieferung mit ihrem Eigen-
profil und gegenwärtiger Erfah-
rung führt zu unterschiedlichen
Lösungsversuchen, die zwischen
(bloßer) Sacherzählung, Entfal-
tung oder Umsetzung der Vor-
lage schwanken. Frau Haase
macht von all diesen Möglich-
keiten geschickt Gebrauch, je
nach der vorfindlichen „Quel-
lenbasis" und wohl auch aus ei-
genen praktischen Vermitt-
lungserfahrungen .

Es geht in diesem Buch um
ein spannendes Experiment, das
auf mannigfache Erprobungen
in der Praxis wartet, wobei vor
allem von der Sprache und The-
matik her eher ältere Jugendli-
che und Erwachsene angespro-
chen sind. Ein interessantes
Buch!

Karl Dienst

Otto Kimminich „Die Men-
schenrechte in der Friedensre-
gelung nach dem Zweiten Welt-
krieg" Gebr. Mann Verlag, Ber-
lin 1991

Die Wiedervereinigung
Deutschlands hat manche Pro-
bleme, die jahrzehntelang mit
wissenschaftlicher Akribie un-
tersucht worden sind, in den
Bereich der Geschichte und der
Geschichtswissenschaft verwie-
sen. Andere Probleme sind un-
gelöst geblieben, einige treten
mit neuen Konturen hervor,
viele weitere sind hinzugekom-
men. Die vorliegende Untersu-
chung will dazu beitragen, die
mit menschenrechtlichen
Aspekten verknüpften Pro-
bleme der künftigen Friedens-
ordnung Europas auszuson-
dern, soweit sie noch relevant
erscheinen. Das rasche Tempo
der Wiedervereinigung hat es
mit sich gebracht, daß alle Fra-
gen, die das Verhältnis zwischen
der Bundesrepublik Deutsch-
land und der DDR betrafen,
ausgeklammert werden konn-
ten, denn im Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Arbeit - März 1990
- stand die Wiedervereinigung
bereits fest. So war es möglich,
die Studie auf die Gestaltung
der künftigen Friedensordnung,
an der das wiedervreinte
Deutschland teilnehmen wird,
zu konzentrieren.

Urlaubsangst

Und wenn wir dann
erst Urlaub haben,
werden wir
segeln und tauchen,
Museen besuchen und Moscheen
damit keiner sagt,
wir hätten uns gelangweilt.
Und warum sagt da einer,
wir hätten Angst,
uns selbst zu entdecken?

Horst-W. Voigtmann

West- Ost-
deutschland deutschland

Mai 1990 Juni 1990
o//o o//o

Gute Ratschläge
Sind für mich da, wenn ich Probleme habe
Einspringen im Krankheitsfall
Mir Geld geliehen
Gelegentliche finanzielle Unterstützung
Kauf von Kinderkleidung für Enkelkinder
Betreuung der Enkelkinder,
wenn wir abends mal weggehen
Hilfe in finanziellen Schwierigkeiten
Umsonst wohnen lassen
Unterstützung bei größeren Anschaffungen
Mitarbeit im Haushalt/Garten
Kleinere Arbeiten und Reparaturen in der
Wohnung und am Haus
Betreuung der Enkelkinder, während
ich/wir arbeiten gehe(n)
Ferien der Enkelkinder bei den Großeltern
Regelmäßige finanzielle Unterstützung
Finanzielle Unterstützung beim Bau oder
beim Kauf eines Hauses , einer Wohnung
Geldanlage für die Enkelkinder
Mithilfe im eigenen Betrieb

70
46
40
40
38
37

37
36
33
31
26

25

25
23
23

21
20
7

83
62
38
46
50
51

51
47
41
42
38

38

33
44
17

20
27

7

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 5035, 9002

Leserbrief

Betr.: EV 4/91
„Diakonische Arbeit in den
5 neuen Bundesländern"

Der Beitrag von Uwe Wien-
holz klingt überzeugend und
scheint auch in sich schlüssig zu
sein und doch regen sich bei mir
Zweifel. Fraglos sind die Men-
schen in den neuen Bundeslän-
dern durch andere Erfahrungen
geprägt, kirchlich und außer-
kirchlich gleichermaßen. Muß
nun alles gleichgeschaltet wer-
den, können die so andersarti-
gen Erfahrungen nicht auch zu
anderen Lösungen führen? Dür-
fen wir, die wir in diesen 40
Jahren eine andere Prägung er-
fahren haben, den Menschen in
den neuen Bundesländern ein-
fach alles überstülpen?

Gewiß ist das Subsidiaritäts-
prinzip lobenswert. Aber die
Frage bleibt doch, ob die Kir-
chen gut beraten waren, ihre
diakonische Arbeit in diesem
Umfang auszuweiten. Ihre geist-
liche Kraft scheint diesem
Wachstum jedenfalls nicht zu
entsprechen. Entscheidend
sollte nicht so sehr sein, wie
stark die finanziellen Anreize
der öffentlichen Hand sind, son-
dern weit mehr, was sich die
Kirchen auch geistlich zumuten
können. Eine exemplarische
Arbeit wäre möglicherweise
überzeugender. In einer Zeit
fortschreitender Entkirchli-
chung sollte gerade dieser
Aspekt nicht ignoriert werden.

Ludwig Scheib
Mozartstraße 25,
6732 Edenkoben
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Aus unserer Arbeit

„DDR ein gesellschaftliches
Bermuda-Dreieck der Macht"

Fernwald-Steinbach. Das Zu-
sammenwachsen der beiden
Teile Deutschlands gestaltet
sich schwieriger als vor der Wie-
dervereinigung angenommen.
Hinzu kommt, daß alte SED-
Seilschaften in vielen Betrieben
nach wie vor in verantwortungs-
vollen Positionen sitzen und frü-
heren weiter das Leben schwer-
machen. Diese Auffassung ver-
trat der Schriftsteller Horst Dre-
scher (Leipzig) bei einer Veran-
staltung zum 10jährigen Beste-
hf.n des Evangelischen Arbeits-

ses (EAK) der CDU im
Kreis Gießen.

Drescher war als oppositio-
neller Autor bis 1981 mit Veröf-
fentlichungsverbot belegt. Er
kritisierte Bestrebungen, ehe-
malige SED-treue Schriftsteller
in den zukünftig gesamtdeut-
schen Schriftstellerverband
(PEN) aufzunehmen.

Der EAK habe sich in der
Vergangenheit immer wieder
grundlegenden gesellschaftspo-
litischen Fragen gestellt und da-
bei das Gespräch mit verschie-
denen Gruppen gesucht. So
seien etwa die Bereiche der Dro-
genproblematik, der Abtrei-
bungsgesetzgebung, der Aus-
länderpolitik und der Sozialen
Marktwirtschaft diskutiert wor-
--' i. Kreisvorsitzender der

.K ist Klaus Frömmelt (Gie-
ßen-Allendorf), als stellvertre-
tende Vorsitzende amtieren
Adolf Wallbott (Fernwald-
Steinbach) und Christoph A.
Zörb (Gießen-Lützellinden).
Schriftführer ist Stephan Schnei-
der (Wettenberg).

Wie kommt man zu einem
gemeinsamen Deutschland?

Porta Westfalica. „Das ge-
einte Deutschland ist keine ver-
größerte Bundesrepublik", be-
tonte der ehemalige DDR-Mini-
sterpräsident Lothar de Mai-
ziere während einer Veranstal-
tung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU Minden-Lüb-
becke. Es werde noch eine
ganze Generation dauern, bis
Deutschland „im Fühlen und
Denken ein Volk geworden ist",
betonte der stellvertretende
Vorsitzende der Bundes-CDU.

„Die mentalen Gräben müssen
überwunden werden", rief er
Bürger im Osten und Westen
gleichermaßen zur Zusammen-
arbeit auf.

Es sei schon sehr erstaunlich,
was in den vergangenen 17 Mo-
naten in den neuen fünf Bundes-
ländern alles passiert sei. Mit
eindrucksvollem Zahlenmate-
rial untermauerte de Maiziere
seine These: Eine Million neue
Arbeitsplätze seien im Osten be-
reits geschaffen worden. 300000
Gewerbebetrieben habe man
bereits eine Zulassung erteilt.
Und Ende 1995 werden auf dem
Boden des ehemaligen SED-
Unrechtsstaates 35 Milliarden
Mark investiert worden sein.
„Das sind Zahlen, die auch ein-
mal gesehen werden müssen",
verdeutlichte der Politiker.

Weltsituation erfordert
Wagnis des Dialogs

Bünde. Viele Zuhörer waren
zu dem Diskussionsabend des
Evangelischen Arbeitskreises
der CDU Herford ins Bonhöf-
ferhaus in Bünde gekommen,
um sich über den Islam zu infor-
mieren. Der Referent des
Abends, Pfarrer Schilling, hielt
für die Erarbeitung dieses The-
mas drei Schritte für erforder-
lich: Kennenlernen des Islam,
seines Propheten und seiner
Lehre, Erkennen von Gemein-
samkeiten mit dem Christentum
und den Unterschieden, Erkun-
den von Deutungen der gegen-
wärtigen Situation und mögliche
Schritte auf einander zu.

Als ausgesprochen schwierig
bezeichnete der Referent den
Dialog, da die enge Verzahnung
von Religion und Politik für den
Islam fundamental ist. Die For-
derung nach Humanität und ge-
genseitiger Toleranz mache es
sich zu einfach, denn Christen-
tum und Islam stimmten nicht
im Hinblick auf Humanität und
deren Stellenwert in der Gesell-
schaft überein. Dennoch müsse
der Dialog gewagt werde, da die
gegenwärtige Weltsituation
Christen und Moslems in der
Verantwortung für diese Welt
aneinander binde, für beide sei
die Welt Gottes Schöpfung, die
uns geliehen sei, und die es zu
bewahren gelte. Eine rege Dis-
kussion schloß sich an das Refe-
rat an.

Wer produziert, muß den Müll
auch entsorgen

Hamburg. Bundesumweltmi-
nister Prof. Klaus Töpfer hat in
Hamburg auf der EAK-Landes-
tagung Hamburg ein Plädoyer
für das Verursacherprinzip im
Bereich der Abfallwirtschaft
und Entsorgung abgelegt. „Das
Verursacherprinzip ist nichts an-
deres als Subventionsabbau in
der Industrie. Die bisherige Ar-
beitsteilung ist falsch: Der eine
produziert, der andere ver-
packt, der nächste verkauft und
schließlich wird - meistens von
Behörden - entsorgt. Wir müs-
sen statt dessen die Kreise
schließen und Verantwortlich-
keit bei denjenigen herstellen,

Töpfer sieht die Bundesrepu-
blik als einen der am weitesten
entwickelten Industriestaaten in
einer Vorreiterrolle. „Wir wer-
den nicht warten, bis wir eine
weltweite Harmonisierung
durch einheitliche Umweltge-
setze erreichen. Die Bundesre-
publik hat allein wegen der fak-
tischen Abfallproduktion mehr
zu tun als ein weniger industria-
lisiertes Land wie zum Beispiel
Portugal."

Daß Töpfer mit seinen Vor-
stellungen auch in seiner Partei
nicht nur auf Sympathie trifft,
scheint ihm klar zu sein. Er baut
vor: „Ich will Mehrheiten für das
finden, was ich für nötig halte,
und nicht umgekehrt Mehrheiten
nutzen, um das durchzusetzen,
was andere wollen."

*,/A--' ' -1 v"---!
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Dr. Kampf (rechts) begrüßt die Teilnehmer; von links: Bundesminister Klaus
Töpfer, (Pastorin) Dr. Lademann-Priemer, Hartmut Perschau, MdllB.

die produzieren. Mit Verboten
umweltgefährdender Stoffe hin-
ken wir nur hinterher", sagte
Töpfer auf der Jahrestagung des
Evangelischen Arbeitskreises
der CDU.

Noch in diesem Jahr will Töp-
fer eine Verordnung vorlegen,
die die Autoindustrie bei der
Entsorgung schrottreifer Wagen
in die Pflicht nimmt. „Wir brau-
chen im Demontage-Bereich
eine Technologie-Entwicklung,
die der im Montage-Bereich
adäquat ist. Mir geht es darum,
durch politische Entscheidun-
gen Knappheit in der Wirtschaft
zu erzeugen, die dann in der
Rückkoppelung technische In-
novationen freisetzt. Ich ver-
stehe meine Umweltpolitik als
Rationalisierungspeitsche für
vorbeugenden Umweltschutz.
Es ist falsch zu behaupten, der
Umweltminister verursache da-
durch Kosten in der Wirtschaft.
Es ist vielmehr so, daß die Ko-
sten nur richtig - nämlich auf
der Verursacherseite - veranlagt
werden", sagteer.

Kirche und Wirtschaft

Leverkusen. „Die Kirchen
und ihre Bewertung der sozialen
Marktwirtschaft" war das
Thema, über das Herr Pastor
und Diplom-Ökonom Andreas
Siebenhüner vom Institut der
deutschen Wirtschaft in Köln in
einer gut besuchten öffentlichen
Veranstaltung des EAK Lever-
kusen sprach.

Die Kirchen stehen heute - so
der Referent - der Wirtschaft
eher skeptisch gegenüber. Dies
sei aber im Protestantismus
nicht immer so gewesen. Martin
Luther habe für wirtschaftlich
Tätige quasi eine Berufsethik
geschaffen: Arbeit, die pflicht-
gemäß getan wird, setzte er dem
Gottesdienst der Mönche
gleich.

Dem Referat des Herrn Sie-
benhüner folgte eine sehr leb-
hafte und von viel Interesse und
Sachverstand bestimmte Dis-
kussion.

£1 /-| OQ1 Evangelische
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EAK-Bezirksverband
Bergisches Land hat gewählt

Remscheid. Das geistige Pro-
fil der CDU mit auszuarbeiten,
die ethische und moralische
Grundlage politischen Handelns
zu erarbeiten ist ein Ziel des
EVANGELISCHEN AR-
BEITSKREISES DER CDU.
Er hat es sich zur Aufgabe ge-
macht, in Gesprächen und Dis-
kussionen einen Gegensatz zum
rein materiellen Denken in der
Politik zu schaffen. Mit an-
spruchsvollen Themen etwa bei
den jährlichen „Schloß-Burger
Gesprächen" - im letzten Jahr
mit Umweltminister Töpfer -,
bei Besuchen in kirchlichen Ein-.
richtungen, und im politischen
Alltag versuchen seine Mitglie-
der evangelisches Denken zu
fördern und umzusetzen.

die Menschen in beiden Teilen
unseres Vaterlandes wieder zu-
sammenzuführen und wies auf
die Verantwortung des EVAN-'
GELISCHEN ARBEITS-
KREISES in diesem Bereich
hin. Auch die neuen Fragen, die
sich durch die europäische Ver-
einigung stellen, schnitt er an.
Im weiteren Verlauf der Be-
zirkstagung diskutierten die
EAK-Mitglieder den Themen-
bereich Wehrdienst-Zivildienst-
Gewissensfrage? Die Frage, ob
es zu akzeptieren sei, daß die
Teilnahme am Wehrdienst nicht
als Gewissensentscheid, son-
dern als Form der Lebensgestal-
tung zu sehen sei, oder ob und
warum Wehrdienst auch in Zu-
kunft in der bisherigen Form
beibehalten werden müsse, wur-
den angefragt und nach neue
Antworten gesucht, Endgültiges
aber noch nicht gefunden.

CHI

von rechts: Karl-Heinz Humpert, Detlef König, der neue Vorsit-
zende Dr. Hans Hörn, Wolfgang Sause.

Nach fast fünf Jahren trafen
sich die Mitglieder und Dele-
gierten des Bezirksverbandes
„Bergisches Land" des EAK er-
neut im Hotel „Remscheider
Hof, wo im September 1986 der
Bezirk gegründet wurde. Die
EAK-Vertreter aus dem Bergi-
schen Land wählten einen neuen
Vorstand und zum Bezirksvor-
sitzenden Dr. Hans Hörn aus
Waldbröl. Seine Stellvertreter
sind Klaus Gericke (Wuppertal)
und Karl-Heinz Humpert (Rem-
scheid). Ernst Landgrebe ist
Schriftführer. Beisitzer wurden
Friedel Burghoff, Peter Otto
Haarhaus, Dr. Peter Heering,
Udo Neblung und Gerd Zarges.

Der bisherige und auch neue
Vorsitzende, Dr. Hans Hörn
hielt einen Rückblick auf die
Aktivitäten der vergangenen
Periode und sprach von den
neuen Herausforderungen
durch die Wiedervereinigung.
Er betonte die Notwendigkeit,

Podiumsgespräch über
Sicherheitspolitik

Ettlingen. Auf Initiative des
evangelischen Arbeitskreises im
CDU-Stadtverband Ettlingen
wurde eine öffentliche Veran-
staltung zum Thema Sicher-
heitspolitik durchgeführt. Die
Vorsitzende Inge Grether
konnte vor einer großen Anzahl
junger Gäste Hauptmann Jes-
sen, den Jugendoffizier der 1.
Luftlandedivision aus Bruchsal,
den Bezirksjugendpfarrer Diet-
mar Bader aus Pforzheim und
Oberregierungsrat Heunut
Haas aus Bruchhausen als sach-
kundige Referenten begrüßen.

Jessen wies in seinem Kurzre-
ferat darauf hin, daß sich Sicher-
heitspolitik nicht nur mit den
Streitkräften befaßt, dies ist eine
Mischung aus Außen-, Finanz-,
Wirtschafts-, Verkehrs- und
Umweltpolitik und anderes

mehr. Die permanent vorhande-
nen weltweiten Instabilitäten
wie zum Beispiel in Osteuropa
(UdSSR), im Nahen Osten, in
Nordafrika und im asiatisch-in-
dische Raum rechtfertigen
Streitkräfte in der Bundesrepu-
blik Deutschland, sie sind „eine
Rückversicherung gegen den
Rückfall in die Unvernunft".

Die Politikfähigkeit einer
Mittelmacht wie Deutschland
erfordert Streitkräfte im Bünd-
nis. Pfarrer Bader, selbst
Kriegsdienstverweigerer, be-
kannte sich zu den Heidelberger
Thesen der evangelischen Kir-
che, wonach Christen zur Frie-
denserhaltung in der Bundes-
wehr dienen dürfen. Er sieht
allerdings die Aufgabe des
NATO-Bündnisses, einen Krieg
mit Waffen zu verhindern, am
Beispiel des Golfkrieges als ge-
scheitert. Bader glaubt festge-
stellt zu haben, daß sich seit der
Wiedervereinigung das Bild der
Bundeswehr verändert hat. Hel-
mut Haas plädierte für die Bei-
behaltung einer Wehrpflichtar-
mee, um die stete Verwurzelung
in der Gesellschaft sicherzustel-
len.

Wie sollen sich Christen im
Kriegsfall verhalten?

Halstenbek. Häufiger als bis-
her will der EAK im Kreis Pin-
neberg das Gespräch mit Ver-
tretern der evangelischen Kir-
che über gesellschaftspolitische
Themen, die Kirche und Politik
gleichermaßen berühren, su-
chen. Diese Diskussionsveran-
staltungen sollen als „Theologi-
sche Abendgespräche des
EAK" zum festen Bestandteil
zukünftiger Arbeit werden.

Das erste Gespräch dieser Art
befaßte sich mit den Konse-
quenzen des Golf-Konfliktes.
Pastor Martin Hennig aus Ham-
burg, Mitglied im Ausschuß für
Frieden und Abrüstung in der
Kirchenleitung der ev-luth. Kir-
che in Nordelbien, war der Ga-
streferent.

Folgende Schwerpunkte hob
Pastor Hennig thesenartig her-
vor. Was man nicht mehr für
möglich gehalten hätte, sei nun
doch wieder eingetreten, näm-
lich: Eine Kriegsführung mit der
Folge von zahlreichen Toten
und Verletzten unter der Zivil-
bevölkerung. Dieser Krieg habe
unter uns sehr polarisierend ge-
wirkt, auch unter uns Christen.
Dieser Krieg hat die politischen
Probleme des Raumes nicht ge-

löst, vielmehr hat er nationale
Euphorien (USA) ausgelöst. Es
hat sich gezeigt, das Kriege wie-
der hoffähig und wieder leichter
führbar geworden sind. Das
aber bedeute das Scheitern von
Politik.

Die Kirchen seien in diesen
Wochen des Krieges abermals
Orte des Friedens für Andach-
ten, Gebete und Fürbitten ge-
wesen und hätten damit zum
Ausdruck gebracht, daß die Ge-
wissensschärfung nicht unter-
bleibt. Christen müssen immer
als erstes die Opfer in den Blick
nehmen, müssen Solidarität mit
den gelittenen Menschen und
mit den Opfern zeigen.

In der anschließenden Dis-
kussion traten die unterschiedli-
chen Positionen deutlich hervor.
Die nationale Euphorie in «
USA, die Kriegs-AVehrdien^,.-
verweigerung, die wirtschaftli-
chen Interessen (Rüstung, Öl),
die Begriffsdefinitionen Ge-
rechtigkeit und Gewissen wur-
den ebenso kontrovers debat-
tiert wie die Fragen:
Kann ein Krieg gerecht sein?
Sind Kriege auf Dauer zu ver-
hindern?

Der EAK-Kreisvorsitzende
Hans Bleckmann zog daraus das
Fazit, daß jede von Herrn Pastor
Hennig hervorgehobene These
ein Thema für einen weiteren
Gesprächsabend sein könne.
Dies zeige, wie groß der Ge-
sprächsbedarf zwischen Kirche
und Politik ist. So waren sich
Pastor Hennig und der EAK-
Kreisvrs. H. Bleckmann dar-
über einig, das solche Kontal
zum Zwecke einer besseren ge-
genseitigen Verständigung, stär-
ker als bisher gesucht werden
müßten.

Zweifelhafte Friedensstifter?

Wermelskirchen. Er selbst
hält sich für einen „etwas streit-
baren Pfarrer", der zwischen
Kanzel und Schreibmaschine
hin- und hergerissen ist. Wil-
helm Drühe, Pfarrer für kirchli-
che Erwachsenen- und Öffent-
lichkeitsarbeit im Kirchenkreis
Düsseldorf-Mettmann, zeigte
jetzt auf einer Veranstaltung des
Evangelischen Arbeitskreises
der CDU Rheinisch-Bergischer
Kreis journalistisches Gespür
und theologisches Wissen, als er
seine Gedanken zum Golfkrieg
äußerte. Thema: „Selig sind die
Friedenstifter - wer ist das
denn?"
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Wenn es einen Gott gebe,
dann wisse der zur Zeit sicher-
lich nicht, wo ihm der Kopf
stehe, betonte Drühe. Evangeli-
sche Christen in Deutschland
hätten nämlich nicht nur den
Krieg zur Befreiung Kuwaits
verurteilt, sondern auch das Be-
ten der Gegenseite. „Daß politi-
sche Festlegungen in Forderun-
gen des Gebetes, also in die
unmittelbare Begegnung mit
Gott, gelegt werden, macht die
ganze Fragwürdigkeit dieses Be-
tens aus", fuhr der Pfarrer fort.
Die Friedesgebete der vergan-
genen Wochen hätten gezeigt,
wie aus dem Beten eine politi-
sche Demonstration werde, die
die Anrufung des Namens Got-
tes mißbrauche. Drühe: „Beten
ist instrumentalisiert worden."

Zum Thema „Pazifismus"
,• 'nte Drühe, daß der seine

\g habe, wo er aktiv
gegen die Militarisierung an-
gehe. Das könne geschehen
durch intensive Friedenserzie-
hung aller Generationen und
Gruppen, Friedensdienste so-
wie aktive Abrüstungs- und Ent-
spannungspolitik.

Ein Forum für Diskussionen
in der CDU

Schwerte. Ein offenes Forum
für Grundsatzdiskussionen in
der Partei und in den Kirchen
will der Evangelische Arbeits-
kreis der CDU sein. Seine Mit-
glieder wollen seit der Grün-
dung im Jahre 1952 einen Bei-
trag für die verantwortungsbe-
wußte Gestaltung des Lebens

< ten. Seit vergangenen Diens-
L. 0 kann dieses Ziel auch im
Kreis Unna verwirklicht wer-
den. Nach längerer Ruhepause
wurde der EAK auf einer Grün-
dungsversammlung in Kamen
wieder ins Leben gerufen. Zum
Vorsitzenden wurde ein Schwer-
ter gewählt: Dr. Karl Göck-
mann kümmert sich von nun an
um die Belange der rund 1066
evangelischen Christen in der
CDU des Kreises Unna.

Der 66jährige Rechtsanwalt
ist seit nahezu 40 Jahren Mit-
glied der CDU und bereits im
Landesvorstand der EAK tätig.
Nach der Übernahme des Kreis-
amtes wartet eine Vielzahl
neuer Aufgaben auf ihn: Ein
wesentlicher Punkt bestehe
darin, „evangelische Menschen
im vorpolitischen Raum für eine
Arbeit in der CDU zu gewin-
nen", erklärt der neue E AK-
Kreisvorsitzende .

Kirchentagsfenster Helfen statt schüren

Lothar de Maiziere auf dem
Markt der Möglichkeiten

Essen. Am Gemeinschaftsstand
des EAK der CDU/CSU und
der Jungen Union wurde er
schon morgens angekündigt.
Als Lothar de Maiziere, stellver-
tretender CDU-Bundesvorsit-
zender und Mitglied des EAK-
Bundesvorstandes, dann nach-
mittags zur Diskussion mit Kir-
chentagsbesuchern am Stand in
Halle 8 eintraf, sammelte sich
gleich eine große Anzahl von
Menschen um ihn.

Eine Asylbewerberin sprach de
Maiziere auf die große Auslän-
derfeindlichkeit in der ehemali-
gen DDR an, die der ehemalige
Ministerpräsident mit den bis-
her dürftigen multikulturellen
Erfahrungen der Menschen er-
klärte. Der Umgang mit ande-
ren Kulturkreisen und die Soli-
darität mit Asylbewerbern müß-
ten erst geübt werden.

Diskussionsforum bieten

Essen. Der Stand des Evangeli-
schen Arbeitskreises, der Jun-

In lebhafter Diskussion: Bundesministerin Dr. Angela Merkel.

Er habe erwartet, hier mehr
Menschen aus den neuen Bun-
desländern zu treffen, sagte der
Politiker bei seinenm ersten Be-
such auf einem Kirchentag im
„Westen". Die geringe Teilneh-
merzahl der Besucher aus dem
Osten der Republik führte er
zurück auf eine reservierte Hal-
tung der Menschen, auf finan-
zielle Schwierigkeiten und zu
wenig Werbung für den Kir-
chentag. Außerdem sei das öf-
fentliche Klima von anderen
Themen bestimmt. Die Men-
schen haben genug mit eigenen
Problemen zu tun und sind zur
Auseinandersetzung mit über-
greifenden Themen und Fragen
wenig bereit: „Der Umstel-
lungsprozeß braucht Kräfte".

gen Union und des RCDS stand
unter dem Motto: Die Deut-
schen in Europa - Befreit zum
Miteinander. Zahlreiche Politi-
ker, u.a. Peter Hintze, Bundes-
ministerin Dr. Angela Merkel,
Hans-Peter Repnik, Roswitha
Verhülsdonk waren zum Ge-
sprächsaustausch gekommen.

15 Mitarbeiter/innen der drei
Gruppen waren im Einsatz,
stellten sich der Diskussion und
warben für Teilnahme an der
Fragebogenaktion: Was erwar-
ten Sie von Europa? Die Aus-
wertungsergebnisse der 2.000
ausgefüllten Fragebögen stellen
wir in der nächsten Evangeli-
schen Verantwortung vor.

Richtigstellung

In der Maiausgabe der „EV" haben sich zwei sinnentstellende
Druckfehler eingeschlichen.

Auf Seite 5 (linke Spalte unten) muß es heißen: das dem ungebore-
nen Leben täglich und stündlich angetan wird.

Auf Seite 6 (linke Spalte unten) muß es heißen: wenn die Frau nicht
bereit ist, stellvertretend für das Kind. . .

Die Redaktion

Hessigheim. Der Evangeli-
sche Arbeitskreis des CDU-
Kreisverbandes Ludwigsburg
unter Leitung von Ulrich Hirsch
aus Sachsenheim-Spielberg
hatte kürzlich zu einem Abend-
gespräch mit Bürgermeister
Herbert Johannes aus Schmal-
kalden/Thüringen eingeladen.
Unter dem Titel „Vom VEB
aufs Rathaus" referierte Bürger-
meister Johannes offen und in-
formativ über die schwierigen
Probleme, die die Bürgermei-
ster der Gemeinden und Städte
in den fünf neuen Bundeslän-
dern in einem zwölf- bis 14stün-
digen Arbeitstag zu bewältigen
suchen.

Die arbeitsfähigen Bewohner
sollten, so Bürgermeister Johan-
nes, genötigt werden, sich der
erforderlichen psychologischen
und geistigen Umschulung und
der Einarbeitung in die neuen
Begriffe und arbeitstechnischen
Gegebenheiten zu stellen. Man
dürfe nicht durch großzügige
Untestützungsgelder und Sub-
ventionen ein weiteres unpro-
duktes Nichtstun ermöglichen
beziehungsweise verlängern.G D

Mit Geld und gutem Willen aus
dem Westen allein sei der „Auf-
bau Ost" nicht zu schaffen, zu-
mal die alten „Seilschaften" oft
weiterhin die Betriebe leiteten,
da niemand da sei, der sie ablö-
sen könne oder wolle. So könn-
ten Fortschritte verhindert oder
boykottiert werden.

Dazu komme noch die unver-
antwortliche Demagogie westli-
cher Gewerkschaftsfunktio-
näre, die die Unzufriedenheit
der Massen schürten und Forde-
rungen stellten, die jeder ver-
nünftigen Lösung der ungeheu-
ren Schwierigkeiten entgegen-
stünden. Leider erfülle auch die
Kirche ihre Aufgabe zur Stüt-
zung und Leitung der Menschen
nicht in dem notwendigen Um-
fang, da sie noch auf der Suche
nach ihrem Platz in der neuen
Gesellschaf t sei.

Fazit dieses „ungemein auf-
schlußreichen Abends" laut
CDU-Arbeitskreis: Vermehrter
Einsatz von Fachleuten aus den
alten Bundesländern und inten-
sive Pflege positiver menschli-
cher Beziehungen, sie das Ge-
bot der Stunde.
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